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Kurz gefaßt 

Empfänger von Asylbewerberleistungen 
überwiegend männlich 

Am Jahresende 1994 erhielten 1n Schleswig-Holsteln 
gut 8 500 Personen Regelleistungen nach dem Asyl­
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Unter ihnen 
überwogen mit einem Anteil von 62 % die Männer. 
Diese waren im Durchschnitt 23,7 Jahre alt, das 
Durchschnittsalter der Asylbewerberinnen lag bei 
21 ,2 Jahren. 

Ein knappes Viertel aller Empfänger und Empfänge­
rinnen von Regelleistungen nach dem AsylbLG war in 
einer Aufnahmeeinrichtung oder einer vergleichbaren 
Einrichtung untergebracht. 

Im Jahre 1995 wurden für Empfangsberechtigte nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz in Schleswig-Hol­
stein 103,5 Mill. DM ausgegeben. Davon wurden 
knapp 34 Mill. DM für Empfänger, die in Aufnahme­
einrichtungen oder in vergleichbaren Einrichtungen 
untergebracht waren, aufgewendet. 69,5 Mill. DM 
wurden an Leistungsberechtigte gezahlt, die ander­
weitig untergebracht waren. 

1992 über 47 000 DM zu versteuerndes 
Einkommen je Steuerpflichtigen 

Im Jahre 1992 waren 945 209 Schleswig-Holsteiner 
lohn- oder einkommensteuerpflichtig, wobei Ehepaa­
re bei gemeinsamer Veranlagung als ein Steuer­
pflichtiger gezählt wurden. Gegenüber 1989, dem 
Jahr der vorherigen Statistik über die Steuern vom 
Einkommen, stieg ihre Zahl um knapp 0,5 %. Diese 
Steuerpflichtigen hatten e1nen Gesamtbetrag der Ein­
künfte von 55,2 Mrd. DM. Ihr zu versteuerndes Ein­
kommen betrug 44,8 Mrd. DM, das sind 47 416 DM je 
Steuerpflichtigen. Die festgesetzte Einkommen-/Jah­
reslahnsteuer bezifferte sich auf 9,9 Mrd. DM oder 
durchschnittlich 10 519 DM. Die Steuerbelastung, 
d. h. der Anteil der Steuer am zu versteuernden Ein­
kommen, lag bei 22,2 % {1989: 23,3 %). 

Anders als die Gesamtzahl stieg die Zahl der Steu­
erpflichtigen, die einen Gesamtbetrag der Einkünfte 
von mehr als 1 Mill. DM hatten, um 52,6 % auf 801 . 
Im Vergleich zu 1989 ist der Anteil der Steuerpflich­
tigen mit einem Gesamtbetrag der Einkünfte bis 
25 000 DM von 8,3 auf 5,2 % zurückgegangen, wäh­
rend der Anteil der Steuerpflichtigen mit minde­
stens 100 000 DM von 26,3 °to auf 34,6 % gestiegen 
ist. 

Im Landesdurchschnitt beträgt der Gesamtbetrag der 
Einkünfte je Steuerpflichtigen 58 448 DM. Über dem 
Landesdurchschnitt liegen die Kreise Stormarn 
mit 71 581 DM, Pinneberg mit 68 092 DM, Sage­
berg mit 65 394 DM und Herzogtum Lauenburg mit 
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62 568 DM, während sich die Stadt Kiel mit nur 
50 476 DM hinter Nordfriesland und Flansburg am 
Ende der Skala befindet. 

Nur noch 1,30 Mi//. Schweine 

Nach dem vorläufigen Ergebnis wurden in Schleswig­
Holstein am 3. August 1996 1,30 Mill. Schweine ge­
halten. Darunter waren 362 000 Ferkel, 811 000 
Jung- und Mastschweine und 119 000 Zuchtsauen. 
Damit verringerte s1ch die Gesamtzahl der Schweine 
in Jahresfrist um 3 °1o und erreichte den niedrigsten 
Augustbestand seit 40 Jahren. 

Vor allem der Mastschweinebestand ging gegenüber 
August 1995 deutlich zurück, und zwar um 6 % auf 
509 000 Tiere. Die Zahl der Ferkel war um 4 % klei­
ner, demgegenüber war d1e Zahl der Jungschweine 
unter 50 kg um 3 % größer als im Vorjahr. 

Der Bestand an Zuchtsauen nahm in Jahresfrist we­
niger stark als in den Vorjahren ab (- 1 %), wobei sich 
die Zahl der Jungsauen um 4 % erhöhte. Insgesamt 
waren 68 % der Zuchtsauen trächtig, 2 % weniger als 
im August 1995. 

Berufliche Bildung 
in Schleswig-Holstein 1995 

Ende 1995 wurden in Schleswig-Holstein 52 458 
Auszubildende registriert; dies waren 1 411 oder 
2,6 % wemger als 1994. Seit 1991 ist die Zahl der 
Auszubildenden kontinuierlich zurückgegangen; sie 
liegt jetzt fast 14 % niedriger. 

Etwa 80 Prozent der Jugendlichen lernten in den bei­
den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel so­
wie Handwerk. Der Rückgang der Ausbildungsver­
hältnisse ging auch in diesem Jahr vor allem zu La­
sten des Bereichs Industrie und Handel (- 1 111 oder 
- 5 %). Gegenüber 1991 wurden in diesem Bereich 
6 463 Auszubildende (- 23,4 %) weniger auf ihren 
künftigen Beruf vorbereitet. Im Handwerk hingegen 
blieb die Zahl der Ausbildungsverhältnisse auffällig 
konstant. 

Im Bereich der freien Berufe war die Zahl der Ausbil­
dungsverhältnisse im betrachteten Zeltraum schwan­
kend, 1995 wurden gegenüber 1991 5,6 % weniger 
registriert. Um fast ein Drittel ist seit 1991 d1e Zahl 
der Ausbidungsverhältnisse im öffentlichen Dienst zu­
rückgegangen, wobei besonders 1994 und 1995 
hohe Minderungsraten gegenüber den jeweiligen 
Voqahren (- 17 % und - 13 %) zu verzeichnen waren. 
Im Bereich Landwirtschaft waren zum Erhebungs­
stichtag des Jahres 1995 nur noch 77,3 % der Lehr­
verhältnisse von 1991 registriert. 
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Der Frauenanteil an den Auszubildenden liegt mit 
42 % etwa auf dem Niveau der Vorjahre. 

Gut ein Drittel der bestehenden Ausbildungsverhält­
nisse (35,5 %) war 1994 neu abgeschlossen worden. 
5 575 Ausbildungsverträge wurden vorzeitig aufge­
löst. 

Bauwirtschaft mit schlechter Konjunktur 

Im ersten Halbjahr 1996 wurden auf den Baustellen 
Schleswig-Holsteins knapp 23 % weniger Arbeits­
stunden geleistet als im Vorjahr. Als Folge dieser 
deutlichen Nachfrageschwäche nach Bauleistungen 
ging der Halbjahresdurchschnitt der im Bauhauptge­
werbe Beschäftigten gegenüber dem gleichen Zeit­
raum des Vorjahres um fast 9 °1o zurück. Die Aussich­
ten auf eine bessere Arbeitsmarktlage sind kurzfristig 
nicht günstig zu bewerten, da die Auftragseingänge 
der ersten sechs Monate 1996 um rd. 16 % unter 
dem Niveau von 1995 lagen. 

Verarbeitendes Gewerbe 
weiterhin im Minus 

Bis auf einen kräftigen Auftragsschub von + 24 % wa­
ren die Indikatoren des Verarbeitenden Gewerbes in 
Schleswig-Holstein auch im Juni 1996 von einer wei­
terhin rückläufigen Entwicklung geprägt. Oie Zahl der 
Beschäftigten war um 4,8 °1o niedriger als 1m entspre­
chenden Vorjahresmonat, die Umsatzerlöse verfehl­
ten das Vorjahresresultat sogar um 7,2 %. 

Statistisches Jahrbuch 
Schleswig-Holstein 1996 
280 Seiten, kartoniert 
zahlreiche Abbildungen und Karten 
ISSN 0487-6423, Preis: 30,- DM 

Zu beziehen über den Buchhandel 
oder direkt (zzgl. Versandkosten) vom 
Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein 
Postfach 11 41 • 241 00 Kiel 
Tel. : (04 31) 68 95-2 80 (Vertrieb) 

Kurz gefaßt 

ln den ersten sechs Monaten des Jahres betrug die 
Zahl der Beschäftigten im Durchschnitt 147 700, was 
gegenüber dem 1. Halbjahr 1995 einem Minus von 
4,0 % bzw. 6 200 Personen entspricht. Besonders 
vom Personalabbau betroffen waren die Hersteller 
von Verbrauchs- (- 4,8 %) und Investitionsgütern 
(- 4,7 %). 

Während auch die Umsätze das Vorjahresniveau um 
3,2 % verfehlten, läßt die Entwicklung der Auftrags­
eingänge doch eine Verbesserung der Absatzergeb­
nisse für die nächsten Monate erwarten. Sie stiegen 
im 1. Halbjahr 1996 um fast 8 %, wobei im wesent­
lichen die inländischen Orderemgänge (+ 11 ,6 %) 
für das pos1tive Ergebnis verantwortlich waren, 
während die Auslandsbestellungen nur um 0,6 % zu­
legten. 

108 Mi//. DM 
in den Umweltschutz investiert 

Die Betriebe des Produzierenden Gewerbes (ohne 
Baugewerbe) in Schleswig-Holstein investierten 1994 
knapp 1 08 Mill. DM zum Schutz der Umwelt. Das 
entspncht emem Anteil von 4,2 % an den Gesamtin­
vestitionen dieser Betriebe. Mit 68 Mill. DM wurde der 
größte Teil der Umweltschutzinvestitionen für Maß­
nahmen zur Luftreinhaltung aufgewendet. Auf den 
Gewässerschutz entfielen 27 Mill. DM, auf die Abfall­
beseitigung 1 o Mi II. DM und auf die Lärmbekämpfung 
3 Mill. DM. Hauptinvestoren für den Umweltschutz 
waren die Betriebe des Grundstoff- und Produktions­
gütergewerbes. 

Erscheint demnächst 

Informationen und aktuelle Daten 
aus fast allen Arbeitsgebieten 

der amtlichen Statistik: 

• Bevölkerung • Umwelt 

• Wirtschaft • Kultur 

• Soziales • Politik 

Herausgegeben vom Statistischen Landesamt bietet diese umfassende Querschnittsveröffentlichung ne­
ben Ergebnissen für Schleswig-Holstein, seine Kreise und die kreisfreien Städte auch Vergleichszahlen für 
die anderen Bundesländer, Deutschland insgesamt sowie für die Mitgliedstaaten der EU. 
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Aufsätze 

Föderale Finanzverflechtungen und Trends 
in den Haushalten der Gebietskörperschaften 
ln diesem Aufsatz soll ein Überblick gegeben werden 
über die langfristige Entwicklung der Finanzen des 
Landes Schleswig-Holstein und seiner Kreise und 
Gemeinden. Dazu werden in einem ersten von insge­
samt fünf Kapiteln vorab- zum besseren Verständnis 
des Gesamtzusammenhanges und als eine Art Ex­
kurs - die Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre 
geschaffenen Instrumente des Haushaltsrechts und 
die Änderungen der Finanzverfassung dargestellt, 
denn in einem föderal aufgebauten Staat mit seinen 
komplizierten Finanzverflechtungen lassen sich re­
gionale Teilergebnisse isoliert nur schwer darstellen. 
Der kundige Leser mag das erste Kap1tel getrost 
überspringen. Statistische Ergebnisse werden erst in 
den Kapiteln zwei (Steuerverbund und Finanzaus­
gleich) , drei (bundesweite Trends), vier (Landeshaus­
halt) und fünf (kommunale Haushalte) geboten, wobei 
auch dort wegen der hohen Affinität zum Thema 
intensiver auf langfristige (fiskal-)politische Trends 
eingegangen wird, als das sonst in Aufsätzen zur 
Statistik angebracht und üblich ist. 

Rechtliche Grundlagen und 
Steuerungsinstrumente 
der öffentlichen Haushaltswirtschaft 

Die Entwicklung des Rahmenrechts 

Haushaltsrecht ist seiner Natur nach Ordnungsrecht 
Es ist darauf angelegt, eine wirksame Planung, Ver­
waltung und Kontrolle der Staatsfinanzen zu ermögli­
chen und hierbei insgesamt die Vergleichbarkeit der 
öffentlichen Haushalte und eine hinreichende Koor­
dinierung der Finanz- und Wirtschaftspolitiken aller 
Ebenen zu gewährleisten. 

Durch die Übernahme der Reichshaushaltsordnung 
(RHO) in den Nachkriegsjahren in Westdeutschland 
ist die Rechtseinheit in der staatlichen Haushaltswirt­
schaft erhalten geblieben. Sowohl in der Bundes- als 
auch in der Ländergesetzgebung ist jedoch die Fort­
geltung der RHO als vorläufig aufgefaßt worden. Der 
Ubergang von der Finanzpolitik der reinen Bedarfs­
deckung (zur Erfüllung bloß obrigkeitlicher Aufgaben) 
zur Ordnungsfinanzpolitik ist durch das Gesetz zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft (StWG) vollzogen worden. Das StWG vom 
8. Juni 1967 war vom Geiste der staatlichen 
"Globalsteuerung", also der Idee antizyklischer Kon­
junkturpolitik geprägt. International ein Novum war, 
das aus der Volkswirtschaftslehre bekannte ,.magi-
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sehe Viereck" als Gesetzespostulat zu codifizieren: 
"Bund und Länder haben .. . die Erfordernisse des ge­
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten. Die 
Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie zur Stabilität 
des Preisniveaus, ... zu hohem Beschäftigungsstand 
und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei steti­
gem und angemessenem Wirtschaftswachstum bei­
tragen" (§ 1 ). Gleiches galt für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände (§ 16). Bund und Länder wurden 
zur gegenseitigen Auskunft verpflichtet (§ 17). Ein 
KonJunkturrat aus Vertretern der Bundesregierung, 
der Länder und der Gemeinden sow1e der Bundes­
bank (§ 18) sollte beratend tätig werden, insbeson­
dere bei der Handhabung einer Konjunkturaus­
gleichsrücklage (§ 15) und der zusätzlichen Kredit­
aufnahme bzw. Kreditaufnahmedeckelung (§§ 6, 
15, 19 und 20). Die Bundesregierung wurde verpflich­
tet, eine fünfjährige Finanzplanung (§ 9) vorzulegen 
mit Investitionsprogrammen nach Dringlichkeit und 
Jahresabschnitten (§ 1 0), die jährlich fortzuschreiben 
waren. Darüber hinaus war am Anfang eines Jahres 
dem Bundestag und Bundesrat ein Jahresbericht 
vorzulegen, der eine Stellungnahme zu dem Jahres­
gutachten des Sachverständigenrates und eine Dar­
legung der für das Jahr von der Bundesregierung an­
gestrebten Wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele 
enthält, wobei die Jahresprojektion sich der Form der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung bedient (§ 2) . 

Im zweijährigen Abstand sollte die Bundesregierung 
Auskunft geben über Bundesmittel , die für bestimmte 
Zwecke an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
gegeben werden. einschließlich der Inanspruchnah­
me von Steuervergünstigungen (§ 12); damit wurde 
der Bund zu regelmäßigen Subventionsberichten ver­
pflichtet. Des weiteren sollte bei Gefährdung eines 
der Ziele des § 1 die Bundesregierung Orientierungs­
daten zur Verfügung stellen, für ein gleichzeitiges 
aufeinander abgestimmtes Verhalten (konzertierte 
Aktion) der Gebietskörperschaften, Gewerkschaften 
und Unternehmensverbände (§ 3). 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das 
Eingriffsinstrumentarium des StWG die Ausgaben­
Einnahmen-, Rücklagen- und die Geldpolitik erfaßte. 
Als Sonderregelung bestimmter gesamtwirtschaftli­
cher Tatbestände wurde dieses lnstrumentanum ma­
teriell durch folgende Haushaltsreformgesetze über­
lagert: 

- Das 20. und 21. Gesetz zur Änderung des Grund­
gesetzes vom 12. Mai 1969 regelte das Finanzwe-
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sen der einzelnen Ebenen u. a. in den Artikeln 
91 a, 91 b, 104 a - 115 GG neu. 

- Aufgrund des neuen Artikels 1 09 Abs. 3 GG wur­
den 1969 ein Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) 
und eine neue Bundeshaushaltsordnung (BHO) 
beschlossen. Während Teil I des HGrG Verfah­
rensgrundsätze für den Budgetkreislauf (Haus­
haltsplanaufstellung, -vollzug, Rechnungslegung, 
Kontrolle durch Rechnungshöfe, Entlastung) regel­
te, galt Teil II einheitlich und unmittelbar für den 
Bund und dre Länder. Dies betraf das Verfahren 
der Finanzplanung (§ 50) , die Koordinierung durch 
den Finanzplanungsrat (§51), die Auskunftspflicht 
der Länder und des Bundes (§52), die Rechte 
gegenüber privatrechtliehen Unternehmen (§ 53), 
die Unterrichtung der Rechnungsprüfungsbehör­
den (§54). die Prüfung von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts (§ 55), Rechte der Prü­
fungsbehörden (§ 56) und die Arbeitsteilung zwi­
schen Bundes- und Landeskassen (§ 57). Nach 
§ 1 HGrG wurden die Länder verpflichtet, ihr Haus­
haltsrecht bis zum 1 . Januar 1972 nach diesen 
Grundsätzen zu regeln. 

Parallel zur Haushaltsreform paßte die amtliche Sta­
tistik ihr Instrumentarium an; der Werdegang der Fi­
nanz- und Steuerstatistiken ist im Heft 1/1995 dieser 
Zeitschrift geschildert. 

Die schleswlg-holsteinische 
Landeshaushaltsordnung 

Der Schleswig-Holsteinische Landtag änderte noch 
1969 die Landessatzung und beschloß 1971 eine 
neue Landeshaushaltsordnung (LHO), die 1972 in 
Kraft trat. Teil II regelt die Aufstellung des Haus­
haltsplans, Teillll die Ausführung, Teil IV das Kas­
sen- und Rechnungswesen, Teil V die Rechnungs­
prüfung durch den Landesrechnungshof, die Teile VI 
und VII die entsprechende Handhabung bei landes­
unmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sowie für die Landes-Sondervermögen. Ent­
sprechende Verwaltungsvorschriften zur LHO sind in 
den Folgejahren ergangen. 

Auf die Neuerungen kann hier ~.ur kurz eingegangen 
werden. Eine entscheidende Anderung erfuhr die 
Aufbereitung der ökonomisch relevanten inneren 
Struktur des Haushaltsplans durch die neue Haus­
haltssystematik. Die Gliederung des Haushaltsplans 
folgt in der Erstsortierung zwar grundsätzlich dem 
Ministerialpnnzip, d. h. die Einteilung in Einzelpläne 
und Kapitel richtet sich nach dem Verwaltungsauf­
bau. Aber über die Kapitel hinweg richtet sich die 
Gruppierung der Einnahmen und Ausgaben nach ei­
nem Gruppierungsplan, der für die Einteilung der Titel 
maßgebend ist. Er folgt bei der Klassifizierung der 
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Einnahme- und Ausgabearten in erster Linie ökono­
mrschen Gesichtspunkten auf der Grundlage der 
Gliederung des Staatskontos im Rahmen der Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Das neue 
Gruppierungsschema ermöglicht somit, den ökono­
mischen Gehalt des Budgets und die Wirkungen der 
haushaltspolitischen Entscheidungen in gesamtwirt­
schaftlicher Sicht auszuweisen. Daneben tritt ein auf­
gabenbezogener neuer Funktionsplan, der die Ein­
nahmen und Ausgaben nach funktionalen Gesichts­
punkten gliedert. Da zu den ökonomisch und finanz­
wirtschaftlich relevanten Zahlen nicht nur die auf das 
jeweilige Haushaltsjahr bezogenen Einnahmen und 
Ausgaben, sondern auch die überjährigen finanziel­
len Verpflichtungen gehören, wurden die Verpflich­
tungsermächtigungen nach Jahren gegliedert in das 
Gruppierungsschema einbezogen (§ 16 LHO) 

Durch die neue Systematik können u a. schnell die 
konsumtiven Ausgaben und die Investitionsausgaben 
ermittelt, die einzelnen Investitionsarten und Investiti­
onsförderungsmaßnahmen leichter voneinander ge­
trennt, der Umverteilungsprozeß und die Wirkungen 
der Haushaltsausgaben auf die Binnennachfrage 
festgestellt werden. 

Die neue Haushaltssystematik wurde schließlich 
auch auf inter- und supranationale Schemata abge­
stimmt, um die nationalen Wirtschaftspolitiken rnner­
halb der europäischen Staatengemeinschaft besser 
koordinieren zu können. Um der Forderung nach 
einer verbesserten Finanzpublizität der öffentlichen 
Haushaltswirtschaft zu entsprechen, werden dem 
Haushaltsplan in Schleswig-Holstein eine Gruppie­
rungsübersicht, eine Funktionenübersicht, ein Haus­
haltsquerschnitt, eine Übersicht der den Haushalt 
durchlaufende Posten und eine Personalübersicht als 
Anlagen beigefügt. 

Keine Anlagen, sondern Bestandteil des Haushalts­
plans sind die Haushaltsübersicht, die Finanzie­
rungsübersicht und der Kreditfinanzierungsplan. Die­
se verschiedenartigen Übersichten bilden den Ge­
samtplan, der mit dem Haushaltsgesetz, das den 
Haushaltsplan feststellt, im Gesetzblatt veröffentlicht 
wird. Die Haushaltsübersicht gibt die in den Einzel­
plänen veranschlagten Einnahmen, Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen in größeren Zusam­
menfassungen wieder. Die Finanzrerungsübersicht, 
welche die in den Einzelplänen veranschlagten Ein­
nahmen und Ausgaben des Haushaltsplans unter 
kreislaufwirksamen Aspekten aufgegliedert zusam­
menfaßt und somit eine spezifisch ökonomische Dar­
stellung ist, enthält die Berechnung des Finanzie­
rungssaldos. Er weist im Prinzip aus, um welchen Be­
trag sich die Verschuldung am Kreditmarkt unter Ein­
schluß etwaiger Rücklagenbewegungen verändert. 
Der Kreditfinanzierungsplan stellt eine erläuternde 
Zusammenstellung der in den Einzelplänen veran-
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schlagten Einnahmen aus Krediten und Tilgungsaus­
gaben dar, und zwar auch, soweit es sich nicht um 
Krediteinnahmen vom Kreditmarkt und hiermit zu­
sammenhängende Tilgungsausgaben handelt. Die 
einheitliche Darstellung aller haushaltsmäßigen Kre­
dittransaktionen im Kreditfinanzierungsplan läßt an 
einer Stelle des Haushaltsplans zusammenhängend 
die in den Einzelplänen veranschlagten Kreditbewe­
gungen erkennen und gliedert die Tilgungsausgaben 
im einzelnen auf. 

Eine weitere beachtliche Neuerung gegenüber dem 
vorherigen Haushaltsrecht bedeutete der Wegfall ei­
ner Teilung des Haushaltsplans in einen ordentlichen 
und in einen außerordentlichen Haushalt. Mit dem 
Wegfall des außerordentlichen Haushalts wird das 
Gesamtdeckungsprinzip (§ 8 LHO) auf den gesamten 
Haushaltsplan erstreckt und damit auf den traditionell 
objektgebundenen Deckungsgrundsatz (Kreditauf­
nahmen nur bei außerordentlichem Bedarf und Ver­
wendung der Kredite nur für bestimmte einzelne Ob­
jekte) verzichtet. Gleichzeitig wurde jedoch eine "Ver­
schuldungsbremse" eingebaut: Nach § 18 LHO dür­
fen Einnahmen aus Krediten die Summe der veran­
schlagten Ausgaben für Investitionen einschließlich 
Zuwendungen für Investitionsförderungsmaßnahmen 
nicht überschreiten. Ausnahmen sind nur zur Abwehr 
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge­
wichts zulässig. Für konjunkturpolitisch bedingte 
Maßnahmen nach dem StWG wurde eine weitere 
"Kreditbremse" im§ 42 LHO festgeschrieben. 

Im Laufe der Zeit mußte die LHO mehrfach angepaßt 
werden, zuletzt am 8. November 1995: Ab 1996 er­
möglicht die Experimentierklausel des § 1 0 a LHO 
Globalisierungen und Flexibilisierungen bei Modell­
vorhaben, d. h. die Erprobung neuer Steuerungsin­
strumente im Haushaltswesen. 

Es sei noch vermerkt, daß durch die neuen Haus­
haltssystematiken und die Automation des Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesens die Vergleichbarkeit 
der Haushaltsdaten verbessert und die statistische 
Aufbereitung beschleunigt werden konnten. 

Reform des kommunalen Haushaltsrechts 

Das kommunale Haushaltsrecht war nach Maßgabe 
der Landesgesetzgebung zu reformieren. Im § 48 
Abs. 1 HGrG wurden die Länder verpflichtet, das 
Haushaltsrecht der landesunmittelbaren juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, also auch der Ge­
meinden, entsprechend den Leitlinien des HGrG zu 
regeln. 

Zu den Ausführungen über die Haushaltswirtschaft in 
der Landessatzung und in den Gemeinde-, Amts- und 
Kreisordnungen wurde in Schleswig-Holstein 1972 
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eine detaillierte Landesverordnung über die Aufstel­
lung und Ausführung der Haushaltspläne der Ge­
meinden (GemHVO) erlassen, die 1974 in Kraft trat. 
Diese Neuregelung des Gemeindewirtschaftsrechts 
für Gemeinden, Kreise, Ämter und kommunale 
Zweckverbände wurde, nachdem sie 20 Jahre gültig 
gewesen war, am 7. Februar 1995 novelliert, um die 
Erprobung neuer Steuerungsmodelle zu ermöglichen. 
Eine weitere Neufassung der Ausführungsanweisung 
zur Gemeindehaushaltsverordnung steht bevor, weil 
das Kindergeld ab 1996 für Angehörige des öffentli­
chen Dienstes nicht mehr im kommunalen Haushalt 
ausgewiesen wird, weil em neuer Unterabschnitt zur 
Förderung des ÖPNV geschaffen wird und weil bei 
defizitären Verwaltungshaushalten die Gesamtzahl 
der Personalstellen in der Haushaltssatzung festge­
stellt werden müssen. 

Die Beziehungen zwischen den föderalen Ebenen 

Neben dem Haushaltsrecht wurden 1969 im Rahmen 
der großen Finanzreform auch die Finanzbeziehun­
gen zwischen Bund, Ländern und Kommunen neu 
geordnet. 

Die am Anfang erwähnte Grundgesetzänderung re­
gelte in Art. 1 04 a GG die Lastenverteilung, im 
Art. 1 05 die Steuergesetzgebung, im Art. 1 06 die 
Steuerquellen und den Steuerertrag und im Art. 1 07 
den Finanzausgleich neu. 

Nach Art. 91 a und 91 b GG (in Verbindung mit ent­
sprechenden Ausführungsgesetzen) sowie nach Art. 
104 a GG sind zahlreiche Mischfinanzierungstatbe­
stände für Bund und Länder geschaffen worden, die 
im Laufe der Zeit ausgedehnt wurden. Zu nennen 
sind: 

- Gemeinschaftsaufgaben gemäß Art. 91 a GG (Aus­
bau und Neubau von Hochschulen einschließlich 
Hochschulkliniken, Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur und Verbesserung der Agrar­
struktur und des Küstenschutzes) und gemäß 
Art. 91 b GG (Bildungsplanung und Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung auf Grund von 
Bund-Länder-Vereinbarungen), 

- Geldleistungsgesetze mit der Entscheidung über 
die Höhe der Bundesbeteiligung nach Art. 1 04 a 
Abs. 3 GG, z. B. für Ausbildungsförderung, Wohn­
geld, Wohnungsbauprämien, 

- Investitionshilfen des Bundes zur Mitfinanzierung 
bedeutsamer Investitionen von Ländern und Ge­
meinden nach Art. 104 a Abs. 4 GG, vor allem für 

- gemeinsam finanzierte Konjunkturprogramme, 

- Zuweisungen nach dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz, 
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- Zuweisungen nach dem Krankenhausfinanzie­
rungsgesetz, 

- Zuweisungen nach dem Städtebauförderungs­
gesetz, 

- Zuweisungen für den Bere1ch der Energiesiche­
rung und -Versorgung, 

- Zuweisungen im Bereich des sozialen Woh­
nungsbaus, für die Bausparzwischenfinanzie­
rung und Studentenwohnraumförderung. 

Während der erste Förderzweck dieser Bestimmung 
Maßnahmen zur Förderung der Konjunktur betrifft, er­
möglichen die anderen Zuweisungen Finanzhilfen für 
besonders bedeutsame Investitionen der Länder und 
Kommunen, die "zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft im Bundesgebiet' und .,zur Förderung 
des wirtschaftlichen Wachstums" erforderlich sind. 

Mit den Gemeinschaftsaufgaben und der Investiti ­
onshilfe-Kompetenz nach Art. 1 04 a GG hat der Bund 
vielfältige Einflußmöglichkeiten auf das Haushaltsge­
baren der anderen Ebenen bekommen. Bis 1978 sind 
mehrere Konjunkturprogramme mit den Ländern auf­
gelegt worden. Es gab jedoch bald Streit über die 
Verteilung der Mittel, die Finanzierung, den Pro­
grammvollzug und die Handhabung der kontraktiv 
wirkenden Instrumente des StWG. Der .. kooperative 
Föderalismus" auf diesem Gebiet mußte erst einge­
übt werden, weil die Interessenlage der Länder sehr 
unterschiedlich war. Regionale Strukturpolitik, mehr 
auf Stetigkeit ausgerichtet, vertrug sich schlecht mit 
Maßnahmen der antizyklischen Konjunkturpolitik. Die 
wirtschaftliche Lage entwickelte sich nicht in allen 
Bundesländern und natürlich auch nicht in allen 
Branchen gleich. Entsprechend unterschiedlich sa­
hen die Landespolitiker die konjunkturelle Situation 
Außerdem war strittig, ob der Bund Einfluß auf die 
Auswahl von Einzelprojekten nehmen und ob er den 
Gemeinden unmittelbar Finanzhilfen gewähren kann. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dies in einem Ur­
teil vom 1 0.02.1976 verneint. "Zieht man das Fazit 
aus zehnjährigen Erfahrungen mit dem Instrumenta­
rium des StWG, soweit es das Bund-Landar-Verhält­
nis betrifft, so läßt sich feststellen, daß einerseits 
noch viele Fragen ungelöst sind, andererseits sich 
aber Bund und Länder im konkreten Falle zusam­
mengerauft haben", so Patzig 1979 in seiner Bilanz.1 

Antizyklische Finanzpolitik, also die Ankurbelung der 
Konjunktur durch eine Politik des .,letchten Geldes", 
ist seitdem umstritten. .,Supply-side-policy" war ge­
fragt. Man versprach stch mehr Erfolg durch Verbes­
serungen der "Angebotsbedingungen". 2 

1 Patzig, Konjunktursteuerung im Bundesstaat- 10 Jahre 
Erfahrungen mit dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz, 
Manuskript, S. 25 

2 Münster, Thema des Tages, 1n .,Süddeutsche Zeitung" 
im Januar 1996 
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Für die Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 GG 
sind Bund-Länder-Planungsgremien geschaffen wor­
den, die bis 1995 für die Verbesserung der Agrar­
struktur und des Küstenschutzes 23 Rahmenpläne, 
für die regionale Wirtschaftsstruktur 24 Rahmenpläne 
und für das Hochschulwesen 25 Rahmenpläne ver­
abschiedet haben. Diese Rahmenpläne haben sich in 
den Haushaltsplänen niedergeschlagen, denn die Ko­
finanzierung durch den Bund machte die Erfüllung 
der Pläne attraktiv. Dies allerdings blieb nicht ohne 
Kritik: Die Gemeinschaftsaufgaben hätten im Laufe 
der Zeit gemeinsam mit den Mischfinanzierungstat­
beständen nach Art. 104 a GG zur Versteinerung der 
Länderhaushalte beigetragen und se1en auch Ursa­
che u. a. für die hohe Verschuldung gerade der fi­
nanzschwachen Länder: ,,Die mischfinanzierten Auf­
gaben haben die Priorität von privilegierten Kern­
haushalten. Eine Abwägung mit anderen Etatprioritä­
ten findet nicht statt, weder in den Parlamenten noch 
in den Regierungsplanungen. Einmal gesetzte Pnori­
täten werden zementiert. Durch ihre Einbringung in 
die Rahmenplanung ist zudem der Entscheidungs­
spielraum für eigene Aktivitäten der Länder ... einge­
schränkt."3 Auch die Landtage beklagen den schwin­
denden Einfluß, weil erhebliche Teile der Haushalte 
1n Bund-Ländergremien der Exekutive faktisch vorab 
festgelegt werden. 

Trotz dieser Kritik und Klagen konnten sich ~isher die 
Länder parteiübergreifend nicht auf eine Anderung 
bzw. Abschaffung einigen. Da hinter den Wirtschafts­
förderungsmaßnahmen Subventionen stecken, kriti­
sieren sogar die Nutznießer die Gemeinschaftsauf­
gaben und verweisen auf Mitnahmeeffekte und Wett­
bewerbsverzerrungen. "Die Erfüllung der Gemein­
schaftsaufgaben ist mit langwierigen Entscheidungs­
prozeduren und komplexen Umsetzungsmechanis­
men verbunden. Der bürokratische Aufwand bindet 
zudem einen erheblichen Teil der FinanzmitteL 
Überdies wird die Flexibilität bei der Gestaltung der 
Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte unterlau­
fen, weil kein Bundesland auf Kofinanzierungsmittel 
des Bundes verzichtet.", bemängelte Handwerksprä­
sident Späth in der "Süddeutschen Zeitung" vom 
04.07.1996. 

Steuerverbund und Finanzausgleich 

Gemeinschaftliche Steuern und Alleinsteuern 
von Bund, Ländern und Gemeinden 

Im Art. 106 GG smd in Abs. 1 die reinen Bundessteu­
ern, in Abs. 2 die reinen Landessteuern und in Abs. 6 
dte Gemeindesteuern defintert. D1e ertragskräftigsten 
Arten, nämlich Einkommen-, Körperschaft- und Um-

3 Gräf, Koordination der Finanzbeziehungen ... , 
in: Verwaltung und Fortbildung Nv 4/80, S. 165 
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Kassenmäßige Steuereinnahmen der Ebenen in Mrd. DM 

Darunter 
Zeit- Ins- Veranlagte Körper- Steuern Ver- Kraftfahr-
raum gesamt1 Lohn- Einkommen- schaft- Mineral- Tabak- mögen- Gewerbe-

steuer vom ölsteuer steuer zeug- steuer2 
steuer steuer Umsatz steuer steuer 

Früheres Bundesgebiet 

1971 172,41 42,80 18,34 7,17 43,37 12,42 6,86 3 ,12 4,16 14,1 2 
1980 364,99 111 ,56 36,80 21 ,32 93,45 21 ,35 11 ,29 4,66 6,59 27,96 
1985 437,20 147,63 28,57 31 ,84 109,83 24,52 14,45 4,29 7,35 30,76 
1990 549,67 177,59 36,52 30,09 147,59 34,62 17,40 6 ,33 8,31 38,80 

Deutschland 

1991 661 ,92 214,18 41 ,53 31 ,72 179,67 47,27 19,59 6 ,73 11,01 41 ,30 
1994 786,16 266,52 25,51 19,57 235,70 63,85 20,26 6 ,63 14,17 44,09 

1 Ab 1971 einschließlich Zölle auf Regierungskäufe im Ausland; 1971 ohne Vergütungen an die Importeure aufgrund des 
Absicherungsgesetzes. 

2 bis 1981 einschließlich Lohnsummensteuer 

Quelle: BMF, Sachverständigen-Jahresgutachten 1995/96, Anhang VII , Tab. 43, S. 408 

satzsteuer, wurden dagegen nach Abs. 3 und Abs. 5 
zu Gemeinschaftssteuern von Bund, Ländern und 
Kommunen codifiziert, wobei die Anteile von Bund 
und Ländern (einschließlich ihrer Gemeinden) aus 
dem Umsatzsteueraufkommen durch Bundesgesetz 
festgelegt werden sollten. Die festgeschriebenen Ver­
fassungsgrundsätze, daß .. Bund und Länder gleich­
mäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen 
Ausgaben haben" und daß diese Deckungsbedürf­
nisse so aufeinander abzustimmen sind, daß ein .. bil­
liger Ausgleich erzielt, .. . und die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird," 
sind ,.auf Dauer zum kardinalen Dreh- und Angel­
punkt bei der Koordination der Finanzbeziehungen, 
insbesondere aber im Steuerverteilungskampf gewor­
den."4 

Die kassenmäßigen Einnahmen ausgewählter Jahre 
seit 1971 zeigen den Umfang und die Aufkommens­
dynamik der ertragreichsten Steuerarten. Zu den 
Gemeinschaftssteuern kann inzwischen auch die 
Gewerbesteuer hinzugerechnet werden, weil die 
Kommunen einen Teil an den Bund und das Land ab­
führen müssen. Die Mineralöl- und die Tabaksteuern 
gehören dem Bund, während die Vermögen- und 
Kraftfahrzeugsteuer allein den Landeshaushalten zu­
fließen. Mit Ausnahme der Tabaksteuer gehören die 
aufgezählten Steuerarten zu der .. Manövriermasse" 
im künftigen Steuerverteilungskampf, wenn diskutiert 
wird, die Gewerbe- und Vermögensteuer abzuschaf-

4 Graf, ebenda, S. 170 
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fen oder die Kraftfahrzeugsteuer in der Mineralöl­
steuer aufgehen zu lassen. Im Rahmen der geplan­
ten weiteren Steuerstrukturreform wird auch die Mög­
lichkeit einer anderen Gewichtung zwischen direkten 
und indirekten Steuern diskutiert. 1996 beträgt das 
Verhältnis schätzungsweise 52,7 % zu 47,3 %. Hinter 
diesen Plänen steht die aus der gegenwärtigen politi­
schen Diskussion geläufige, aber bekanntermaßen 
auch strittige Überlegung, die Kapital- und somit die 
Investitionskraft zu stärken, indem direkte Steuern 
verringert werden. Im Gegenzug wird erwogen, den 
Konsum mehr zu belasten, indem indirekte Steuern 
wie die Mehrwert- oder Mineralölsteuer angehoben 
werden. 

Im Zeitraum von 1971 bis 1994 haben sich die kas­
senmäßigen Steuereinnahmen der Gebietskörper­
schaften aller föderalen Ebenen zusammen fast ver­
fünffacht Die Einnahmen aus den Steuern vom Ein­
kommen, also aus Lohnsteuer, aus veranlagter Ein­
kommen- und aus Körperschaftsteuer sind, mit 
+ 357 % etwa proportional zum Aufkommen aller 
Steuern gewachsen, obwohl mit dem Einkommen­
steuerrecht nicht nur fiskalische, sondern auch Wirt­
schafts-, konjunktur- und sozialpolitische Ziele ver­
folgt werden, deren Mittel sehr häufig die Steuerbe­
freiung ist. Die Einnahmen aus der Einkommensteuer 
stellen heute mit vier Zehnteln den Hauptanteil der 
Steuereinnahmen, gefolgt von der Umsatzsteuer mit 
einem Anteil von drei Zehnteln und einem überpro­
portionalen Zuwachs 1994 gegenüber 1971 von 
443 %. Die Aufkommen aus Steuern auf Tabak, auf 
Mineralöl, auf Vermögen und auf Kraftfahrzeuge sind 
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demgegenüber in den letzten beiden eineinhalb Jahr­
zehnten unterproportional gestiegen. Dies gilt auch 
für die Einnahmen aus Gewerbesteuer. Der Vergleich 
der Zahlen von 1994 m1t denen von 1971 ist gestört, 
denn er berührt unterschiedliche Gebietsstände der 
Bundesrepublik. Es ist der bereits angesprochenen 
Finanzverflechtung der Gebietskörperschaften zuzu­
schreiben und kennzeichnend für sie, daß es kon­
zeptionell nicht möglich ist, eine zum Gebietsstand 
von 1971 adäquate Zahl für 1994 zu bieten. 

Am Rande sei nur erwähnt, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen des EU-Beitragssystems 
finanzielle Leistungen erbringt, die auf Einnahmen 
aus Zöllen, Agrarabgaben. Mehrwertsteuerabführun­
gen und einem Prozentsatz des Buttesozialprodukts 
basieren, wobei ein kleiner Teil über verschiedene 
Fonds an strukturschwache Regionen wieder zu­
rückfließt. 

Ferner sei auf eine interessante Erweiterung des 
steuerstatistischen Programms hingewiesen: Mit der 
Neufassung des Gesetzes über Steuerstatistiken 1m 
Jahressteuergesetz 1996 wird angeordnet, bei Ge­
werbebetrieben und freiberuflich Tätigen zusätzliche 
Angaben zu erheben, mit denen dann eJn gemeinde­
bezogener Aufteilungsschlüssel errechnet werden 
kann. Die Gemeinden sollen, so die Planung, als Er­
satz für Mindereinnahmen aus der Gewerbesteuer­
abschaffung an anderen Steuereinnahmen beteiligt 
werden. Hierbei wird in erster Linie an das Aufkom­
men der Umsatzsteuer gedacht. Die hierfür erforder­
lichen Angaben werden erstmals im Rahmen der 
Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik 1995 er­
hoben. 

Der Länderfinanzausgleich 

Die Notwendigkeit des Länderfinanzausgleichs ergibt 
sich aus e1ner Kombination des Prinzips eines räum­
lich einheitlichen Steuersystems und des Anspruchs 
in der Verfassung, einheitliche Lebensverhältnisse im 
Sinne des Art. 106 GG zu schaffen. 

Der Länderfinanzausgleich und die ihn ergänzenden 
Bundesergänzungszuweisungen sind neben dem Be­
teiligungsverhältnis von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer und der horizontalen Umsatzsteuerver­
teilung in dem mit Zustimmung des Bundesrates zu 
erlassenden Gesetz über den Finanzausgleich zwi­
schen Bund und Ländern (FAG) geregelt. Dieses Ge­
setz ist im Laufe der Zeit oft geändert worden. 
ebenso das Beteiligungsverhältnis an der Umsatz­
steuer. 

Der im Art. 107 GG vorgeschriebene Finanzausgleich 
ist als Steuerkraftausgleich ausgelegt. Das Vertei­
lungsprinzip nach dem örtlichen Steuer-Aufkommen 
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gilt für die Einkommen- und Körperschaftsteuer, wäh­
rend für die Umsatzsteuerverteilung die Einwohner­
zahl gilt. Da sich d1e Wirtschaftskraft und damit die 
Steuerertragskraft sowie die Aufgaben im Laufe der 
Zeit in den Ländern uneinheitlich veränderten, ent­
wickelten sich auch die Auffassungen der Bundes­
länder über die "Bedarfe" auseinander Man bemühte 
das Bundesverfassungsgericht; durch dessen Urteil 
vom 24.06.1986 wurde der Bundesgesetzgeber ge­
zwungen, den föderativen Finanzausgleich neu zu 
regeln.S 

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands wurden 
erneut Anpassungen unerläßlich Im Einigungsver­
trag vom 31 .08.1990 s1nd wegen der erheblichen Un­
terschiede der Steuerstruktur zwischen den alten und 
den neuen Bundesländern Übergangsregelungen für 
die horizontale Umsatzsteuerverteilung und den Fi­
nanzausgleich unter den Länder festgelegt worden. 
Danach fand ein steuerkraftbezogener Umsatzsteu­
erausgleich und ein Länderfinanzausgleich bis En­
de 1994 zwischen den alten und den neuen Bundes­
ländern nicht statt, sondern wurde - bei Anwendung 
grundsätzlich gleicher Berechnungsmethoden - je­
weils gesondert unter den alten Ländern und unter 
den neuen Ländern ohne Beteiligung Berlins durch­
geführt. Anstelle eines gesamtdeutschen Finanzaus­
gleichs ist für die Zeit bis Ende 1994 der Fonds 
"Deutsche Einheit" zugunsten der neuen Länder ein­
gerichtet worden. Die Fondsmittel wurden auch unter 
Beteiligung der Kommunen von ca. 40 % des Lan­
desanteils mehrfach aufgestockt, um dem gestiege­
nen Finanzbedarf der jungen Länder gerecht zu wer­
den. Ab 1995 ist er ein Tilgungsfonds, dessen Annui­
täten der Bund und die westdeutschen Länder sowie 
deren Gemeinden gemeinsam finanzieren. Das Ge­
setz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungs­
Programms enthielt auch Änderungen des Finanz­
ausgleichs für die Jahre 1991 bis 1994, die durch ein 
weiteres Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 
27 05.1992 notwendig geworden waren.6 

Nach dem ab 1995 geltenden Finanzausgleichs­
gesetz (FAG) vollzieht sich die komplexe Verteilung 
und Umverteilung der Finanzen - grob zusammenge­
faßt - wie folgt: 

- Die Lohn- und Einkommensteuer wird nach dem 
Wohnsitz der Arbeitnehmer bzw. Einkommensteu­
erpflichtigen, die Körperschaftsteuer nach dem Sitz 
der Betriebsstätten der steuerpflichtigen Unterneh­
men zugerechnet. ln dem Maße, wie auf dieser 

5 Geske, Konturen eines neuen Länderfinanzausgleichs, 
in: Wirtschaftsdienst Vlll /1986, S. 399 ff. 

6 Peffekoven, Das Urteil ... zum FAG, in: Wirtschaftsdienst 
Vlll /1992, S. 349 tf. , und Esser, Der neue Länderfinanz­
ausgleich: Undurchschaubarkeil als Prinzip, in: Wirt­
schaftsdienst Vll/ 1994, S. 358 ff. 
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Umverteilung der Finanzausgleichsbeträge 1995 

Erste Stufe: Zweite Stufe: 

Verteilung der Umsatzsteuer auf die Länder Horizontaler Finanzkraft 

(Vorwegausgleich) Finanzausgleich 

Bundesland 75 % Ergän- Rest Abschöp- Aus-
Originäre nach nach nach Ein- zungs- nach Ein- Summe fung der gleichs- Finanz- Vorweg- Finanz-wohner- wohn er- Geber- zuwei-

zahl anteile zahl Iänder sungen kraft1 ausgleich ausgleich 

Miii. DM in % des Durchschnitts2 

Nordrh.-Westf. 16 919 - 2 444 19 363 3569 0 114,2 105,4 102,4 

Bayern 11 335 - 1 637 12 972 2 591 0 113,8 105,1 102,5 

Baden-Württemb. 9 764 - 1 411 11 175 2 855 0 115,7 107,1 103,0 

Niedersachsen 7 345 - 1 061 8406 0 424 96,2 94,2 97,8 

Hessen 5 684 - 821 6505 2155 0 118,7 109,7 103,5 

Rheini.-Pfalz 3 757 - 543 4 300 0 307 95,7 92,6 96,8 

Schi.-Holst. 2 576 - 372 2 948 162 0 106,8 100,0 101 ,3 

Saarland 1 027 215 148 1 390 0 166 83,5 89,1 95,0 

Harnburg 1 619 - 234 1 852 113 0 157,5 133,9 102,3 

Bremen 645 - 93 738 0 585 111 ,7 103,0 96,4 

Berlin 3 291 - 475 3 766 0 4367 93,3 93,4 95,0 

Sachsen 4339 4473 627 9439 0 1 830 50,3 83,1 95,0 

Sachsen-Anhalt 2608 3 056 377 6 041 0 1 130 44,5 82,7 95,0 

Thüringen 2380 2 827 344 5 551 0 1 019 43,7 82,6 95,0 

Brandenburg 2406 2 126 348 4880 0 843 56,4 84,4 95,0 

Mecki.-Vorp. 1 734 1 927 251 3 911 0 775 47,0 82,3 95,0 

Insgesamt 77429 14 624 11186 103 237 11 445 11 445 

1 ohne Umsatzsteuerverteilung 
2 Durchschnitt ~ 1 00 

Quelle: Berechnungen des DIW, Wochenbericht 17/96, S. 268 f. 

Vorstufe Steuerkraftunterschiede verringert wer­
den, reduzieren sich die Ansprüche im Finanzaus­
gleich. Diese Zerlegung der Steuern vom Einkom­
men spielt wegen der Pendlerströme und der zen­
tralen Lohnabrechnungen von Unternehmen eine 
wichtige Rolle. 

- Auf der ersten Stufe, dem Umsatzsteuervorweg­
ausgleich, erhalten die finanzschwachen Länder 
vorab Mittel aus dem Umsatzsteueranteil der Län­
der, der 1995 von 37% auf 44 % des Umsatzsteu­
eraufkommens heraufgesetzt wurde. Aus diesem 
Topf kann ein Viertel auf die finanzschwachen 
Länder verteilt werden, bis diese 92 % der Aus­
gleichsmeßzahl erreichen, wobei diese Zahl den 
Länderdurchschnitt für die Finanzkraft nach der 
Abgrenzung des Länderfinanzausgleichs repräsen­
tiert. 

206 

- Die Finanzkraft, die sich nach dem Umsatzsteuer­
vorwegausgleich errechnet, bildet die Ausgangs­
basis für den Länderfinanzausgleich i. e. S. (zweite 
Stufe). Dessen Ziel ist es, den finanzschwachen 
Ländern eine Steuerkraft von 95 % des Länder­
durchschnitts je Einwohner zu gewährleisten. Bei 
der Bemessung des Ausgleichs werden auch die 
Gemeindesteuern - und zwar zur Hälfte - berück­
sichtigt und mit einer "veredelten" Einwohnerzahl 
gewichtet. Dieser etwas saloppe Begriff der fachli­
chen Umgangssprache meint bestimmte Zurach­
nungen für die Stadtstaaten, die hier im einzelnen 
nicht näher erläutert zu werden brauchen. Damit 
soll den unterschiedlichen Belastungen der Länder 
im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 
Rechnung getragen werden. Länder mit über­
durchschnittlicher Finanzkraft sind ausgleichs­
pflichtig, wobei mit zunehmender Steuerkraft die 
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Ergänzungszuweisungen und Finanzhilfen des Bundes für Investitionen 1995 in Mrd. DM 

Ergänzungszuweisungen des Bundes Investitions-
hilfendes Empfänger 

(Bundesland) Fehl- Teilungs- Übergangs- Politische Haushalts- ins- Bundes für 
betrag kosten hilfe Führung notlage gesamt die neuen 

Länder 

Nordrhein-Westfalen X X X X X X X 

Bayern X X X X X X X 

Baden-Württemberg X X X X X X X 

Niedersachsen 0,64 X 0,51 X X 1,15 X 

Hessen X X X X X X X 

Ahainland-Pfalz 0,46 X 0,45 0,22 X 1,13 X 

Schleswig-Holstein X X 0,23 0,16 X 0,39 X 

Saarland 0,20 X 0,08 0,15 1,60 2,03 X 

Harnburg X X X X X X X 

Bremen 0,12 X 0,08 0,13 1,80 2,13 X 

Berlin 0,85 2,66 X 0,22 X 3,73 1,25 

Sachsen 0,84 3,66 X X X 4,50 1,72 

Sachsen-Anhalt 0,50 2,21 X 0,16 X 2,87 1,04 

Thüringen 0,46 2,01 X 0,16 X 2,63 0,95 

Brandenburg 0,46 1,99 X 0,16 X 2,61 0,94 

Mecklenburg-Vorpommern 0,33 1,48 X 0,16 X 1,97 0,70 

Insgesamt 4,86 14,05 1,35 1,54 3,40 25,15 5,35 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen des DIW, Wochenbericht 17/96, S. 270 

Abschöpfungsquote steigt. Im Zuge der Reform ist 
die Progressionswirkung für die steuerstarken 
Länder - die Ausgleichsintensität - gemildert wor­
den, um zu verhindern, daß die finanzstarken Län­
der nach Ausgleich möglicherweise schlechter ge­
stellt sind als die steuerschwachen Länder und für 
sie dann der Anreiz verloren geht, ihre Steuerbasis 
zu "pflegen". ln die gleiche Richtung zielt die Ände­
rung der sogenannten Garantieklauseln, die ge­
währleisten sollen, daß sich durch den Ausgleichs­
prozeß nicht die Reihenfolge in der Finanzkraft der 
Geber- und Nehmerländer verändert. Die Umver­
tetlung der Finanzausgleichsbeiträge 1995 zeigt 
die Tabelle auf der linken Seite. 

- Letzte Stufe des Ausgleichs sind die Ergänzungs­
zuweisungen des Bundes an die finanzschwachen 
Länder. Dte Werte für 1995 sind in einer gesonder­
ten Tabelle nachgewiesen. Neben den bereits exi­
stierenden Fehlbetrags-Bundesergänzungszuwei­
sungen, die nach Abschluß des Finanzausgleichs 
unter den Ländern dte Finanzkraft finanzschwa­
cher Länder auf 99,5 % des Länderdurchschnitts 
anheben, und neben den Sonderbedarfs-Bundes-
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ergänzungszuweisungen für die "Kosten der poli­
tischen Führung" in kleinen Bundesländern (auch 
für Schleswig-Holstein) und für die sich in einer 
Haushaltsnotlage befindlichen Länder (Bremen 
und Saarland), werden seit dem 1. Januar 1995 
zusätzlich Übergangs-Bundesergänzungszuweisun­
gen geleistet. Bei letzteren handelt es sich um auf 
zehn Jahre befristete, degressiv gestaltete Zuwei­
sungen an die Länder Bremen, Niedersachen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein, 
die diese als Ausgleich für zusätzliche finanzielle 
Lasten durch die Einbeziehung der neuen Länder 
in den Länderfinanzausgleich erhalten. Ab 1995 
empfangen die neuen Länder, ebenfalls auf zehn 
Jahre befristet, Sonderbedarfs-Bundesergänzungs­
zuweisungen zum Abbau teilungsbedingter Son­
derlasten in Höhe von jährlich 14 Mrd. DM, die bei 
einer wesentlich von den Erwartungen abweichen­
den Haushaltsentwicklung der Länder im Jahre 
1999 überprüft werden sollen, sowie zusätzliche 
I nvestitionshilfen. 

Im Jahre 1995 standen den Ländern insgesamt 
103,2 Mrd. DM an Umsatzsteuern zu. Davon sind zu-
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nächst 77,4 Mrd. DM gemäß der Bevölkerungszahl 
an die einzelnen Bundesländer geflossen, während 
14,6 Mrd. DM erforderlich waren, um die Finanzkraft 
der steuerschwachen Länder auf 92 % des Länder­
durchschnitts je Einwohner anzuheben; Ergänzungs­
anteile erhielten alle ostdeutschen Flächenländer so­
wie das Saarland. Die restlichen 11 ,2 Mrd. DM wur­
den wiederum nach der Einwohnerzahl verteilt. 

Vom Volumen her besitzt der Umsatzsteuervorweg­
ausgleich mit 14,6 Mrd. DM nunmehr ein größeres 
Gewicht als der horizontale Finanzausgleich i. e. S. 
(11 ,4 Mrd. DM). Auch nach der Finanzreform ist es 
Ziel des Ausgleichs i. e. S., den finanzschwachen 
Ländern eine Finanzkraft von 95 % des Durchschnitts 
je Einwohner zu gewährleisten. Die finanzstarken 
Länder werden progressiv abgeschöpft. Wie im Vor­
wegausgleich floß auch nach der zweiten Aus­
gleichsstufe der Löwenanteil der Transfers nach Ost­
deutschland (einschl. Berlin), doch auch Niedersach­
sen, Rheinland-Pfalz, das Saarland und Bremen er­
hielten Zuweisungen, während Schleswig-Holstein 
zum Nettozahler geworden ist. 

Mit der Einbeziehung der neuen Bundesländer in den 
modifizierten Länderfinanzausgleich zum 1. Janu­
ar 1995 sowie mit der Neuordnung von Nebenhaus­
halten und Sondervermögen des Bundes liefen ver­
einigungsbedingte Sonderregelungen aus, wobei der 
Bund weitere Zins- und Tilgungslasten (z. B. der Bun­
desbahn) in den Bundeshaushalt direkt übernahm. 
Die Schulden des Kreditabwicklungsfonds und der 
Treuhandanstalt sind auf den Erblastentilgungsfonds 
übergegangen. Am 1. Juli 1995 kamen noch Teile der 
Altschulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft 
hinzu. 

Im Jahre 1995 hatte die Umverteilung der Umsatz­
steuer einen Einnahmeverlust für den Bund von 
16,5 Mrd. DM zur Folge. Im Gegenzug übernahmen 
die alten Bundesländer einen zusätzlichen Betrag 
von 2,1 Mrd. DM für die Zahlungen der Annuitäten 
des Fonds Deutsche Einheit. 

Durch die Neuregelung des Familienleistungsaus­
gleichs im Einkommensteuerrecht für 1996 werden 
die Einkommensteuermindereinnahmen der Länder 
über die Umsatzsteueraufteilung zwischen Bund und 
Ländern ausgeglichen. Nach der Änderung des Art. 
1 06 GG wurde das gültige Finanzausgleichsgesetz 
am 13.11.1995 in § 1 geändert: Vom Aufkommen der 
Umsatzsteuer stehen 1996 und 1997 dem Bund 50,5 
und den Ländern 49,5 zu. Der Ausgleichsanteil soll 
ab 1998 so an die Entwicklung der Familienleistun­
gen angepaßt werden, daß diese zu 74% vom Bund 
und 26 % von den Ländern getragen werden. 

Dieser Streifzug durch das Finanzverfassungsge­
schehen erhebt natürlich keinen Anspruch auf Voll-
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ständigkeit. Es sollen lediglich die wichtigsten Zu­
sammenhänge der Finanzsituation in Schleswig-Hol· 
stein mit der der übrigen Fisken in Bund und Ländern 
skizziert werden, wobei auf den kommunalen Finanz­
ausgleich in Schleswig-Holstein an anderer Stelle ein­
gegangen wird. 

Trends in den öffentlichen Haushalten 
der Bundesrepublik 1971 bis 1994 

Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen sowie 
der Verschuldung der öffentlichen Haushalte wird im 
wesentlichen von zwei Faktoren bestimmt: 

- von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, ge­
messen am Wachstum des Bruttoinlandproduktes 
und den damit verbundenen Auswirkungen auf die 
Steuereinnahmen und auf die gesetzlich vorge­
schriebenen Ausgaben des Staates (z. B. der so­
zialen Sicherungssysteme usw.), 

- von der konkreten Wirtschafts- und Finanzpolitik 
von Bund, Ländern und Gemeinden in Form von 
Ausgabeprogrammen oder Änderungen des Steu­
errechts (z. B. durch die Einkommensteuerreform 
1986 • 1990 oder Einführung der Solidaritätsab­
gabe). 

Der öffentliche Diskurs zur Finanzsituation des Staa­
tes wird derzeit sehr intensiv und kontrovers geführt. 
Auf ihn muß hier nicht weiter eingegangen werden. 
Für die statistische Kommentierung der langfristigen 
fiskalischen Trends wird es aber für sinnvoll erachtet. 
einige Hauptlinien der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der letzten Jahrzehnte in Erinnerung zu rufen. 

War bis Mitte der 60er Jahre durch den Bund eine re­
striktive Haushaltspolitik betrieben worden, so be­
gann die Große Koalition in Bonn aus CDU/CSU und 
SPD, zur Überwindung der ersten Nachkriegsrezes­
sion die Haushalts- und Steuerpolitik ab 1967 zur Lö­
sung konjunkturpolitischer Probleme einzusetzen. 
Das Instrumentarium wurde, wie bereits geschildert, 
durch das StWG und durch das HGrG geschaffen. 
Die 1969 gebildete sozial-liberale Koalition setzte 
eine aufgabenorientierte Reformpolitik in Gang, die 
durch die Rezession 1974n5 zugunsten konjunktur­
politischer Ankurbelungsmaßnahmen zeitweise zu­
rückgeschraubt werden mußte. Internationale Ener­
giekrisen. das Abgleiten in die dritte Rezession 
1981/82 und der Ausbau der sozialen Sicherungssy­
steme führten zu hohem Ausgabenwachstum und 
zunehmenden Schulden. Der Schuldenstand des 
Bundes lag 1971 bei 60 Mrd. DM und erhöhte sich 
bis 1980 auf 236 Mrd. DM. Da die Bundesländer an 
den Konjunkturprogrammen und an der Reformpolitik 
der 70er und 80er Jahre teilnahmen, wuchsen die 
Ausgaben in den Länderhaushalten ähnlich schnell. 
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Die 1982 gebildete christlich-liberale Koalition trat 
deshalb mit einer Neuorientierung der Wirtschafts­
und Finanzpolitik an.7 

Eine vom Finanzplanungsrat am 29. November 1982 
eingesetzte Arbeitsgruppe "Haushaltskonsolidierung" 
formulierte Kriterien und listete denkbare Konsolidie­
rungsmaßnahmen in Form von Handlungsansätzen 
und Konsolidierungseffekten für einzelne Ebenen für 
die Ausgaben auf. Bei den Kriterien ging es um eine 
wirksame und dauerhafte Begrenzung der Ausgaben­
dynamik, um Reduktion der Konsum-Ausgaben zu­
gunsten von lnvestitionsausgaben, um Vermeidung 
von Lastenverschiebungen auf andere Haushalts­
ebenen und um gleichgewichtete Konsolidierungs­
maßnahmen bei den Sozialversicherungssystemen. 
Die Auflistung - als Rohmaterial für konkrete Prü­
fungen einzelner Entscheidungsträger gedacht - be­
inhaltete Vorschläge zum Personalstellenabbau, 
Begrenzung von Dienstbezügen, Vergütungen und 
von Personalnebenkosten, zur Reduzierung der 
sachlichen Verwaltungsausgaben und Sachinvestitio­
nen, zur Einschränkung kommunaler Aufgaben, zur 
Begrenzung der Geldleistungen an natürliche Perso­
nen und Zahlungen an Unternehmen sowie Zahlun­
gen an sonstige Zuwendungsempfänger. 

Wenn auch viele dieser Vorschläge - wegen unter­
schiedlicher Zuständigkeit der Gebietskörperschaften 
einerseits und von Exekutive und Legislative ande­
rerseits - nicht realisiert wurden, so leiteten sie Kon­
solidierungsmaßnahmen ein und trugen zum Umden­
ken in der Haushaltsausgabenpolitik bei. Mit der gro­
ßen Steuerreform 1986 - 90 verfolgte die Bundesre­
gierung erklärtermaßen die Absicht, mit Steuerentla­
stungen insbesondere für Investitionen und damit für 
eine Verbesserung der ,,Angebotsseite" zu sorgen. 
Diese Politik ist bekanntlich umstritten. Immerhin wur­
den - sicherlich auch aufgrund anderer, teils welt­
weiter Bestimmungsfaktoren - zwischen 1987 und 
1990 Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts 
erzielt, die zuletzt Mitte der 70er Jahre erreicht wor­
den waren. Gleichzeitig haben sich allerdings die be­
drückenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt weiter 
verschärft, ohne daß dies wiederum monokausal der 
national praktizierten Politik allein anzulasten wäre. 

Die wirtschaftspolitische Grundausrichtung in der 
Bundesrepublik Deutschland läßt sich anhand der 
sog. Staatsquote nachvollziehen, die hier gemeint ist 
als der Anteil der Ausgaben der Gebietskörperschaf­
ten, der staatlichen parafiskalischen Nebenhaushalte 
und der Sozialversicherung am Bruttoinlandsprodukt 
Hatte sie 1950 ca. 31 ,5 % betragen, so ist sie bis 

7 Münzenmaier, Aspekte der Staatsverschuldung, in: 
Statistik und Landeskunde, Jahrbuch 1994, Hrsg. Sta­
tistisches Landesamt Baden-Württemberg, S. 147 ff. 
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1969 auf 37,5 % gestiegen, was - für die Zeit des 
Aufbaus des Staates Bundesrepublik und seines So­
zialsystems- einen mittleren jährlichen Zuwachs von 
ca. einem drittel Prozentpunkt bedeutet. Bis 1982 
stieg die Quote dann auf mehr als 50 % oder im jähr­
lichen Durchschnitt um einen Prozentpunkt. 

Nach 1982 stellte die Bundesregierung als eines ihrer 
Hauptziele heraus, die Staatsquote zurückzuführen. 
Durch Ausgabenbeschränkungen und langjährigen 
Wirtschaftsaufschwung sank die Staatsquote bis 
1989 tatsächlich auf 45,8 %. Waren in den 70er Jah­
ren Ausgabensteigerungen der Gebietskörperschaf­
ten von 1 0 % üblich gewesen, so konnten sie im Zeit­
raum 1983 bis 1989 auf jahresdurchschnittlich 3 % 
begrenzt werden. Die Verschuldung wuchs jedoch 
weiter. Inzwischen liegt die Staatsquote wieder über 
50 %. Als Ursachen dafür werden allgemein der 
konjunkturelle Einbruch 1993/93, verbunden mit hö­
heren Ausgaben in den sozialen Sicherungssyste­
men, Zahlungen aufgrund internationaler Verpflich­
tungen (Golfkrieganteilfinanzierung, Leistungen an 
mittel- und osteuropäische sowie Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion) und vor allem die Transferzahlun­
gen in die neuen Bundesländer genannt.S 

Die in der Tabelle (Seite 210) gebotenen Zahlen zu 
Einnahmen, Ausgaben und Verschuldung von Bund, 
Ländern und Kommunen geben die Haushaltsent­
wicklung nach der Jahresabrechnung wieder, also die 
Istzahlen der Ebenen in der Darstellungsweise des 
Sachverständigenrates, wobei die Fußnotenvielfalt 
deutlich macht, wie sorgsam der Zeitvergleich ange­
stellt werden muß. Die Zahlen für 1994 betreffen 
Deutschland insgesamt, stellen also einen Bruch im 
Gebietsbezug der Zeitreihe dar, und beruhen teil­
weise auf Schätzungen, weil die Jahresrechnung für 
Krankenhäuser und Universitätskliniken noch nicht 
aufbereitet ist. Die Zahlen können daher - metho­
disch bedingt - geringfügig von den veröffentlichten 
Quoten aus Sollzahlen im Rahmen der Haushalts­
planaufstellung abweichen, weil die Jahresrech­
nungsergebnisse alle Nachtragshaushalte berück­
sichtigen und die Einnahmen und Ausgaben um 
haushaltstechnische Verrechnungen, besondere Fi­
nanzierungsvorgänge und vor allem um Zahlungen 
von gleicher Ebene sowie Steuerausgleiche durch die 
Finanzstatistik bereinigt werden. Im ersten Schritt 
werden die Zahlen bis zum Ende des vorigen Jahr­
zehnts kommentiert. 

Im Bundeshaushalt (ohne die parafiskalischen Haus­
halte) ist die Schere zwischen den Ausgaben und 
Einnahmen kontinuierlich größer geworden. Die Net-

e Westerhoff, Staatsquote auf dem richtigen Weg, 
in: Auszüge aus Presseartikeln, Deutsche Bundesbank 
Nr. 48, 2. August 1996, S. 1/2 
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Ausgaben, Einnahmen und Verschuldung der öffentlichen Haushalte 

Ausgaben 1 Einnahmen 
Relation der Finanzierungs- Nach-

Ausgaben für defizit richtlich: 

darunter Zinsen I :0~~1 in Rela-

Jahr ins- Per- ins- darunter tion zu Verschul-
gesamt sonal- gesamt Steuern zu den 

Mrd. DM den Aus- dung2 

aus- Zinsausgaben Steuer- gaben 

gaben 
einnahmen 

Mrd. DM I o/o Mrd. DM I o/o o/o % Mrd. DM 

Bund3 

1971 98,5 17,0 2,6 2,6 97,4 92,2 94,7 2,8 18,5 1,4 1,4 59,4 
1980 215,7 32,1 14,0 6 ,5 188,1 176,2 93,7 7,9 18,2 27,6 12,8 235,6 
1990 380,2 43,2 34,2 9 ,0 332,1 276,2 83,2 12,4 15,6 48,1 12,6 599,1 
1994 471 ,3 52,7 53,1 11 ,3 420,6 379,0 90,1 14,0 13,9 50,6 10,7 932,2 

Länder" 

1971 89,5 38,1 2,0 2,2 84,0 58,6 69,7 3 ,4 65,0 5,5 6 ,2 33,0 
1980 208,6 87,4 9,0 4,3 186,2 130,8 70,2 6 ,9 66,9 22,4 10,8 137,8 
1990 299,6 125,2 22,1 7,4 280,2 199,8 71 ,3 11 '1 62,6 19,4 6 ,5 328,8 
1994 471,4 184,0 30,0 6,4 427,5 278,4 65,1 10,8 66,1 43,8 9 ,3 469,6 

Gemeinden und Gemeindeverbände5 

1971 67,4 18,3 2,8 4,2 58,5 19,2 32,8 14,7 95,2 9,0 13,3 47,9 
1980 145,5 42,9 6,6 4,5 139,8 47,3 33,8 14,0 90,8 5,7 3 ,9 95,2 
1990 209.9 65,2 8,1 3 ,9 205,8 69,0 33,5 11 ,7 94,5 4,2 2,0 125,6 
1994 331 ,5 102,6 11 ,5 3,5 320,1 87,7 27,4 13,1 ... 11 ,3 3,4 181 ,7 

1 bereinigte Ausgaben und Einnahmen in der Abgrenzung der Finanzstatistik, 1994 Angaben für Deutschland (West und Ost) 
2 ~hne Verschuldung der Haushalte untereinander aber einschließlich Lastenausgleichfonds, ERP, Auftragsfinanzierung, 

ÖFFa, Fonds ,.Deutsche Einheit" und Kreditabwicklungsfonds 
3 ohne Lastenausgleichfonds, ERP-Sondervermögen, EU-Anteile, Fonds "Deutsche Einheit", Kreditabwicklungsfonds 
4 einschließlich staatlicher Krankenhäuser und Sonderrechnungen 
5 einschließlich kommunaler Krankenhäuser 

Quelle: nach Daten des Statistischen Bundesamtes, Jahresgutachten 1995/96 des Sachverständigenrates zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Anhang VII , Tab. 41 , S. 405 und Tab. 44, S. 409 und eigene Berechnung 

toneuverschuldung nahm entsprechend zu. Während 
die jährlichen Ausgaben des Bundes zwischen 1971 
und 1990 um 286 % und die Einnahmen um 241 % 
stiegen, nahm der Schuldenstand (einschließlich der 
Parafisci) um 908 % zu. Die Zinsausgaben im Bun­
deshaushalt erhöhten sich in der gleichen Zeit um 
1 227 % auf 34,2 Mrd. DM und die Personalausga­
ben um 154 % auf 43,2 Mrd. DM. Im gleichen Zeit­
raum stiegen die Ausgaben der Länder um 235 %, 
darunter die Zinsausgaben um 1 007 % auf 22,1 Mrd. 
DM und die Personalausgaben um 229 % auf 
125,2 Mrd. DM. 

Die Personalkosten, bei allen Ebenen einer der be­
deutendsten Ausgabenposten, haben sich aufgaben-
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bedingt bei Bund und Ländern im früheren Bundes­
gebiet anders entwickelt als etwa bei den Kommu­
nen: Klammert man die Sicherheitspolitik infolge des 
Ost-West-Konfliktes und damit zusammenhängender 
hoher Personalstände im Wehrbereich aus, so for­
derte steigende Arbeitslosigkeit mehr Personal in der 
Arbeitsverwaltung (Bund}, die Bildungsreformen führ­
ten zur Ausweitung beim Schul- und Hochschulper­
sonal der Länder. Die stärkere Nachfrage im Ge­
sundheitsbereich, bedingt durch Veränderungen in 
der Altersstruktur der Bevölkerung und durch Fort­
schritte in der Medizin, hat dazu geführt, daß der 
Personalstand der Länder in Ihren Heilstätten, Kran­
kenhäusern und Universitätskliniken besonders stark 
gestiegen ist. Für Personal und Zinsen zusammen 

Statistisches Landesamt Schleswig-Holsteln m Statistische Monatshefte 9/1996 



haben die Länder 1990 im Durchschnitt bereits 
49,2 % ihrer Ausgaben aufgewendet. 1971 waren 
dies erst 44,8 % gewesen. 

Vergleichsweise günstiger hat sich demgegenüber 
die Haushaltslage der westdeutschen Kommunen bis 
zur Wiedervereinigung entwickelt. Während sich die 
Verschuldung des Bundes zwischen 1971 und 1990 
um 908 % auf 599 Mrd. DM und die der alten Länder 
um 895 % auf 329 Mrd. DM erhöhte, wuchs sie bei 
den Kommunen nur um 162 % auf 126 Mrd. DM. 

Erhöhten sich zwischen 1971 /1990 beim Bund die 
Steuereinnahmen um 199 % und bei den Ländern um 
241 %, so sind sie bei den Kommunen sogar um 
260 % gestiegen. Während die Relation des Finan­
zierungsdefizits zu den Ausgaben bis 1990 beim 
Bund auf 12,6 % und bei den Ländern auf 6,5 % ge­
wachsen ist, ist sie bei den Kommunen auf 2 % sogar 
gesunken. 

Zu dieser für die Kommunen günstigen Entwicklung 
in den 70er und 80er Jahren haben vor allem folgen­
de Umstände beigetragen: 

- Seit der großen Finanzreform im Jahr 1969 sind 
die Kommunen unmittelbar an dem Aufkommen 
aus der Einkommensteuer beteiligt, zunächst mit 
14 %, seit 1980 mit 15 %. Allerdings müssen sie 
dafür einen Teil ihrer Gewerbesteuer an Bund und 
Länder abführen. 

- Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben und Ge­
meinschaftsfinanzierungen (Verbesserung der Agrar­
struktur und des Küstenschutzes, Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur, Krankenhaus­
und Städtebau) haben Bund und Länder seit 1970 
in erheblichem Umfang Mittel zur Mitfinanzierung 
kommunaler Investitionen außerhalb der kommu­
nalen Finanzausgleiche bereitgestellt. Auch die 
Mittel der seit Mitte der 70er Jahre aufgelegten ver­
schiedenen Konjunkturprogramme und insbeson­
dere des Programms für Zukunftsinvestitionen sind 
zu einem wesentlichen Teil den Kommunen zugute 
gekommen. 

- Abgesehen von der Sozialhilfe hatten die Kommu­
nen in den 70er und 80er Jahren weniger an den 
finanziellen Lasten der auf Bundesebene beschlos­
senen sozialen Leistungsgesetze zu tragen als 
Bund und Länder. Zu nennen wären hier das 
Wohngeld, die Ausbildungsförderung, die Unter­
haltsvorschußleistungen, die Rentenversicherung 
für Behinderte, die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personennah­
verkehr und die Prozeßkostenhilfe. 

- Im Vergleich zu den Ländern bilden die Personal­
kosten in den kommunalen Haushalten einen we-
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sentlich geringeren Ausgabenblock, denn für die 
personelle Ausstattung der besonders personalin­
tensiven Aufgabengebiete Schulen und Hochschu­
len, öffentliche Sicherheit und Ordnung (Polizei, 
Gerichte, Strafvollzug) sowie Steuerverwaltung 
sind die Länder zuständig. 

- Als Folge der geringeren Verschuldung sind auch 
die Zinsausgaben der Kommunen bei weitem ge­
ringer gewachsen als die des Bundes und der 
Länder. Während die Personal- und Zinsausgaben 
1990 beim Bund 20,4 % der Ausgaben banden, 
waren es bei den Ländern 49,2 % und bei den 
Kommunen 34,9 %. 

- Die Kommunen können die Höhe ihrer Einnahmen 
wesentlich stärker selbst beeinflussen als Bund 
oder Länder. Zum einen können sie einen be­
trächtlichen Teil ihrer Investitionsausgaben und ln­
vestitionsfolgekosten über Beiträge und Gebühren 
decken. Zum anderen sind sie in der Lage, auf­
grund ihres verfassungsrechtlich verbürgten Hebe­
satzrechts die Höhe der Einnahmen aus der 
Grund- und Gewerbesteuer selbst zu bestimmen. 

Bricht man die genannten Bundesdurchschnittszah­
len auf Länder, kreisfreie Städte und auf Gemeinde­
größenklassen herunter, dann stellt sich die finan­
zielle Lage bei manchen Ländern und bei den großen 
Städten bekanntermaßen schlechter dar. 

Das Jahr 1990 bedeutet eine Zäsur, weil die darauf 
folgende Finanzpolitik durch erhebliche Lasten zur 
Finanzierung der Deutschen Einheit auch für die 
Gemeinden geprägt ist. Hinzu kommt, daß die Re­
zession 1993 tiefe Spuren in den öffentlichen Haus­
halten hinterlassen hat. Rückgänge der Steuerein­
nahmen, steigende Ausgaben für die Arbeitslosen 
und Finanztransfers in die neuen Bundesländer ha­
ben die Finanzsituation westdeutscher Länder und 
Kommunen stark belastet. 

Von 1990 bis 1994 ist der reine Bundeshaushalt in 
seinem Ausgabenvolumen nochmals um 24 %, die 
Länderausgaben (einschl. neuer Länder) sind dage­
gen um 57 % und die Kommunalausgaben um 58 % 
gestiegen. Die Nettoverschuldung nahm weiter zu, so 
daß im gleichen Zettraum der Schuldenstand beim 
Bund nochmals um 56 %, bei den Ländern um 43 % 
und bei den Kommunen um 45 % zunahm. Ende 
1994 betrug die Gesamtverschuldung der öffentlichen 
Haushalte einschließlich der Sonderfonds und Son­
dervermögen 1 655 Mrd. DM. 

Nach den jüngsten Veröffentlichungen des Bundes­
finanzministeriums beliefen sich die Gesamtschulden 
der öffentlichen Haushalte Ende 1995 auf 1,98 Billio­
nen DM oder 24 300 DM je Einwohner (,.Kieler Nach­
richten" vom 20.06.1996). 
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Zur Verdeutlichung der Situation der öffentlichen 
Haushalte dienen einige Kennziffern, die aus den Da­
ten der Finanzstatistik ableitbar sind. Die Defizitquote 
(also die Relation des Finanzierungssaldos zu den 
Gesamtausgaben in %) hatte Ende 1971 beim Bund 
nur 1 ,4 % betragen, lag Ende 1994 dagegen bei über 
einem Zehntel (1 0,7 %), bei den Ländern ist sie im 
gleichen Zeitraum von 6,2 % auf 9,3 % weitaus lang­
samer gestiegen, und bei den Kommunen ist sie von 
1971 (13,3 %) bis 1990 (2,0 %) sogar gesunken, um 
dann allerdings bis Ende 1994 wieder auf 3,4 % zu 
steigen. 

Als Zinsausgabenquote wird der Anteil der Zinsaus­
gaben an den Gesamtausgaben bezeichnet. Diese 
Quote entwickelte sich von 1971 bis 1994 beim Bund 
von 2,6 % auf 11,3 % und bei den Ländern von 2,2 % 
auf 6,4 %. Sie wird voraussichtlich auch bei den Län­
dern künftig schneller steigen, weil die Verschuldung 
der neuen Bundesländer erst in den nächsten Jahren 
bei den Zinsausgaben voll durchschlagen wird. 

Rapide steigt ebenfalls die Zinslastquote: Hatte der 
Bund 1971 für die Finanzierung seiner Zinsleistungen 
nur 2,8 % seiner Steuereinnahmen benötigt, so wa­
ren es 1994 bereits 14 %. Bei den Ländern ist diese 
Quote im selben Zeitraum von 3,4 % auf 10,8 % ge­
stiegen. Bei den Kommunen hatte sie mit 14,7 % be­
reits 1971 ein hohes Niveau gehabt, das bis 1990 auf 
11,7% zurückgeführt werden konnte, aber bis 1994 
wieder auf 13,1 % anstieg. 

Bedingt durch die unterschiedlichen Aufgaben hat die 
Relation der Personalausgaben zu den Steuerein­
nahmen beim Bund stets unter einem Fünftel, bei den 
Ländern bei etwa zwei Dritteln und bei den Kommu­
nen sogar bei über neun Zehnteln gelegen. Beim 
Bund zeigt sich eine abnehmende Tendenz, die auch 
bis 1994 noch anhielt. Dies dürfte auf den Personal­
abbau im Wehrbereich einerseits und die gewach­
sene Beanspruchung der Steuermittel für den staatli­
chen Umverteilungsprozeß zurückzuführen sein. Bei 
den Ländern gibt es zwischen 1990 und 1994 einen 
Zuwachs der Relation Personalausgaben zu Steuer­
einnahmen auf 66,1 %. Hier dürfte sich ausgewirkt 
haben, daß die neuen Länder noch vergleichsweise 
hohe Personalstände, aber wenig Steuereinnahmen 
haben. Auch bei den Kommunen ist diese Relation 
bis 1994 noch gestiegen. Die Kommunen benötigten 
im Durchschnitt 1994 ihre gesamten Steuereinnah­
men für die Finanzierung ihres Personals. Einschrän­
kend muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß 
die Kommunen auch noch über andere gewichtige 
Einnahmequellen verfügen. 

Den gewachsenen Schuldenständen steht allerdings 
auch ein mittlerweile höheres Vermögen der öffentli­
chen Hand gegenüber, das in Gestalt von Infrastruk­
tur wichtiger Produktionsfaktor einer Volkswirtschaft 
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ist. Inwieweit eine Volkswirtschaft einen wachsenden 
Schuldenberg verkraften kann, hängt in erheblichem 
Maße V<?.n ihrer Stärke und ihrem Wachstumspoten­
tial ab. Uber Schulden und Bruttoinlandsprodukt lie­
fert das statistische Instrumentarium Informationen, 
über das Anlagevermögen der öffentlichen Hand ste­
hen aber auch aus den Volkswirtschaftlichen Gesam­
trechnungen nur begrenzt Zahlen zur Verfügung, 
nämlich nur solche ohne die öffentlichen Tiefbauten. 

Die mittlerweile bedeutendsten finanzstatistischen 
Kennziffern sind sicherlich jene, die zu den sog. 
Maastricht-Kriterien für die Einführung einer europä­
ischen Währungsunion rechnen. Danach sollen die 
Schulden der öffentlichen Hand den Wert von 60 % 
des Bruttoinlandsprodukts und das Finanzierungsde­
fizit soll 3% des Bruttoinlandsprodukts nicht über­
steigen. Die Bundesrepublik Deutschland hat diese 
Kriterien 1995 bekanntlich nicht erfüllt. Dies ist aller­
dings nicht nur der Haushaltsentwicklung der letzten 
Jahre zuzuschreiben: "Es sollte nicht übersehen 
werden, daß- bezogen auf das Bruttosozialprodukt­
die Nettokreditaufnahme 1991 (4,6 %), 1992 (3,6 %) 
und 1993 (4,7 %) etwa so hoch war wie 1981 oder 
1982 (4,5 bzw. 4,3 %) und sogar niedriger als 1975 
(5,3 %). Allerdings waren Werte der Neuverschul­
dung jenseits der 4 %-Marke in den zurückliegenden 
Jahren jeweils konjunkturbedingte Spitzenwerte, die 
im Zuge eines anschließenden Wirtschaftsauf­
schwungs wieder spürbar abgebaut werden konnten, 
während jetzt in den 90er Jahren ein längeres Ver­
bleiben auf hohem Niveau bzw. eine langsamere 
Rückführung zu befürchten ist."9 

Um die Maastricht-Kriterien zu erfüllen, werden in der 
föderalen Bundesrepublik neben dem Bund auch die 
Länder und die Gemeinden mit ihrer Finanzpolitik auf 
den Prüfstand gestellt. Schon die Verfehlung der Kri­
terien 1995 hat eine heftige Diskussion ausgelöst, 
welche föderale Ebene daran schuld gewesen sei 
("Handelsblatt" vom 24. Februar 1996). Über even­
tuelle Eingriffe in die Finanzautonomie der Länder 
und Gemeinden sind weitere Auseinandersetzun­
gen im föderalen Gefüge zu erwarten. Zur Erfüllung 
der Maastricht-Kriterien erinnert man sich wieder an 
die alten Instrumente des StWG wie z. B. an die 
"Schuldendeckelverordnung" der Bundesregierung 
vom 1. Juni 1973. Das Bundesfinanzministerium hat 
am 20. Juni 1996 den obersten Finanzbehörden der 
Länder über die Umsetzung EU-rechtlicher Vorgaben 
zur Vermeidung übermäßiger öffentlicher Defizite Al­
ternativ-Vorschläge gemacht, die darauf hinauslau­
fen, die Anteile der maximal zulässigen Defizite auf 
den Bund und die Ländergemeinschaft im Verhältnrs 
1 : 1 und auf Länderebene (einschließlich Kommu­
nen) nach der Einwohnerzahl oder nach durchschnitt-

9 Münzenmaier, a. a. 0., S. 156 
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Iichen Defiziten der Länder in einer Referenzperiode 
zu verteilen. Als Koordinierungsgremium soll der Fi­
nanzplanungsrat fungieren. 

Dies alles läßt erahnen, daß die Regionaldaten der 
Finanzstatistik und - weil sie den Nenner der Quote 
bereitstellen - die Daten der regionalen Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnungen eine noch höhere 
politische Bedeutung bekommen werden, als sie oh­
nehin schon besitzen. 

Die Ausgaben in den öffentlichen Haushalten werden 
inzwischen allenthalben, häufig verbunden mit drasti­
schen Einsparprogrammen, heruntergefahren. Dabei 
gehen die finanzpolitischen Auseinandersetzungen 
sehr intensiv auch um die Mittel- und Aufgabenvertei­
lung zwischen den föderalen Ebenen. Der Städtetag 
moniert die Kürzungen im neuen Arbeitsförderungs­
gesetz (AFG). ln den explodierenden Sozialhilfeaus­
gaben schlage sich die Massenarbeitslosigkeit nie­
der. Unter den Sozialhilfeempfängern seien 40 % Ar­
beitslose. Arbeitspolitik sei die Aufgabe des Bundes, 
und die Sozialhilfe sei nur für individuelle Notfälle ge­
dacht (.,Die Welt" vom 06.06.1996). Generell bekla­
gen die Sprecher der Kommunalverbände, daß der 
Bund und die Länder in zunehmendem Maße Lasten 
auf die Kommunen verlagern würden. Durch die in­
zwischen in Kraft getretenen stationären Hilfen der 
Pflegeversicherung werde die Dynamik der Soziai­
hilfebelastungen abgeschwächt. Nach der vollen 
Wirksamkeit der Pflegeversicherungsleistungen 1997 
vermuten die Sprecher der Kommunalverbände lang­
fristig eher einen weiteren Anstieg der Sozialhilfeaus­
gaben.10 Zusätzliche Belastungen der Kommunen 
entstünden z. B. durch Eingriffe bei der Ausgestal­
tung der Jugendhilfe, den Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz, durch die dritte Reinigungsstufe 
bei der Abwasserreinigung, durch Auflagen bei der 
Abfallbeseitigung oder die Übernahme der Unter­
haltslast bei bisherigen Bundesbahnbrücken. Die 
Städte und Gemeinden fordern vom Bund, von den 
Ländern und vom Vermittlungsausschuß des Deut­
schen Bundestages, das Konnexitätsprinzip zu wah­
ren, d. h. keine Lasten den Kommunen aufzulegen, 
ohne daß zuvor für die Finanzierung gesorgt ist, und 
fordern eine bessere Mitwirkung bei der Gesetz­
gebung sow1e eine neue Gemeindefinanzreform.11 

Die Entwicklungen im Landeshaushalt 
Schleswig-Holstein 

Zur Erläuterung der Finanzsituation des Landes sei 
zunächst auf seine Entstehung eingegangen. Mit der 

10 Karrenberg und Münstermann, Gemeindefinanz­
bericht 1996, in: Der Städtetag 3/1996, S. 124 

11 Seiler, Beitrag für die .,Süddeutsche Zeitung" 
am 06.08.1996 
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Konstituierung des ersten Schleswig-Holsteinischen 
Landtags vor 50 Jahren, im Februar 1946, begann 
die Umwandlung der ehemaligen preußischen Pro­
vinz in ein neues Bundesland. Die Startbedingungen 
waren sehr schlecht. Das Wort .,Armenhaus der Bun­
desrepublik" machte Schlagzeilen . .,Die Landeskabi­
nette warben seit 1949 um besondere Hilfen des 
Bundes. Es gelang, eine besondere Investitionshilfe 
für unser Land im Bundesgesetz zu verankern. 

Das war in jener Zeit, in der in manchen Monaten die 
Gehaltszahlungen für die Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes gefährdet erschienen, ein wichtiger Beitrag 
des Zentralstaates.", so der ehemalige Ministerpräsi­
dent des Landes, Gerhard Stoltenberg, in einem Vor­
trag in Kiel.12 

lnfolge seiner damals sehr ungünstigen Wirtschafts­
struktur (Agrarland mit geringer lndustriedichte) hatte 
Schleswig-Holstein nur unterdurchschnittliche eigene 
Steuereinnahmen. Es gehörte daher zu den finanz­
schwächsten Ländern im Bundesgebiet. Trotzdem 
mußte das Land vor allem bis weit in die 60er Jahre 
hinein große finanzielle Anstrengungen unternehmen, 
um einer Reihe von geographischen, historischen 
und demografischen Nachteilen wirksam begegnen 
zu können. Genannt seien u. a.: 

- die langen, zu schützenden Meeresgrenzen (1 034 
km) und die 137 km frühere Zonengrenze mit den 
dafür erforderlichen hohen Aufwendungen für ln­
frastrukturmaßnahmen, 

- die Verkehrsferne des Landes zu wichtigen Ab­
satzmärkten innerhalb der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Europäischen Gemeinschaft, 

- die quer zu den Achsen des Straßenverkehrs gele­
genen Hindernisse Eibe und Nord-Ostsee-Kanal, 
die erst durch den Bau der neuen Autobahn mit 
Untertunnelung der Eibe und den Bau neuer Brük­
ken über den Nord-Ostsee-Kanal erheblich abge­
baut werden konnten, 

- die relativ geringe Bevölkerungsdichte mit entspre­
chend hohen Infrastrukturlasten pro Einwohner, 

- den besonders unmittelbar nach dem Krieg hohen 
Anteil an sehr jungen und an älteren Menschen, 
also an nicht erwerbstätigen Menschen, die hohen 
Aufwand für schulisches Angebot und soziale Si­
cherung erforderten. Bis weit in die 50er Jahre hin­
ein war der Anteil der einzugliedernden Heimat­
vertriebenen an der Gesamtbevölkerung in Schles­
wig-Holstein bedeutend höher als im Bundesge­
biet. 

12 ,.Kieler Nachrichten" vom 07.02.1996 
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Aufgrund dieser Umstände war Schleswig-Holstein 
1970 das bei weitem höchstverschuldaste Flächen­
land im Bundesgebiet. Die durch die Finanzreform 
von 1969 geschaffenen Mischfinanzierungstatbestän­
de ermöglichten es dem Land, an den Konjunkturpro­
grammen, an den Rahmenplanungen und Durchfüh­
rungen der Gemeinschaftsaufgaben und an Investiti­
onsprogrammen teilzunehmen und die aufgabenori­
entierte Reformpolitik insbesondere im Bildungsbe­
reich und beim Ausbau der sozialen Sicherungssy­
steme mitzugestalten. Dies hatte allerdings eine Aus­
weitung des Personals im unmittelbaren Landes­
dienst und damit der Personalausgaben zur Folge. 
Waren 1971 beim Land 51 900 Personen beschäftigt 
gewesen, so waren es 1980 bereits 65 500 und 1986 
fast 73 800. Ausführungen zur Personalentwicklung 
in diesem Zeitraum enthält ein Aufsatz in Heft 8/1995 
dieser Zeitschrift. 

Um die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse inner­
halb des Landes zu fordern, wurden - neben der Zo­
nenrandförderung und sonstiger direkter Wirtschafts­
förderung - besondere Förderungsprogramme für die 
Westküste und den Landesteil Schleswig aufgelegt. 
Obwohl das Land seine Ausgaben nicht stärker ge­
steigert hat als die Gesamtheit der Flächenländer, hat 
sich der Abstand zur durchschnittlichen Pro-Kopf­
Verschuldung der Flächenländer vergrößert. 1980 
betrug die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes be­
reits 3 480 DM, während sie bei den schleswig-hol­
steinischen Kommunen erst 981 DM ausmachte. Der 
Hauptgrund lag in der geringen Finanzkraft und im 
Bestreben der Landesregierungen, alle potentiellen 
Bundesmittel zu binden. Die am Anfang erwähnten 
Mischfinanzierungstatbestände führten bei der Wirt­
schaftsförderung u. a. zu einer Ausweitung der Ver­
mögensübertragungen (lnvestitionszuschüsse) und 
der direkten Subventionen. 

Zu den diskutierten Konsolidierungsmaßnahmen ge­
hörte deshalb auch der Subventionsabbau. Obwohl 
die Landesregierung im Haushalt 1983 und im Haus­
haltsentwurf 1984 infolge der Haushaltskonsolidie­
rung auch Einschränkungen im Subventionsbereich 
eingeleitet hatte, beauftragte sie im August 1983 eine 
unabhängige Sachverständigenkommission zur Über­
prüfung der "Übertragungen und Subventionen". Über­
prüft wurden Ausgaben von 2,8 Mrd. DM oder 27 % 
der Gesamtausgaben. Der Abschlußbericht vom 
März 1984 enthielt Einsparungsvorschläge über 
235,8 Mill. DM innerhalb der Jahre 1985 bis 1987 aus 
den Bereichen: Erhaltungs-, Anpassungs- und Pro­
duktivitätshilfen an Betriebe oder Wirtschaftszwe1ge, 
Zuwendungen an private Haushalte bei Sozialleistun­
gen, Zuwendungen an Verbände, Vereine u. ä. Ein­
richtungen. 

ln die Kritik gerieten neben einzelnen Förderungs­
programmen auch die Vergabe- und Kontrolltechnik 
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sowie das Nichtbeachten von Vergabegrundsätzen, 
Wie sie in einem Subventionskodex der Länder vom 
7 Juli 1982 definiert worden waren ... Viele Empfänger 
von Zuwendungen haben sich an eine dauernde Be­
zuschussung gewöhnt. Besonders bedenklich stim­
men Untersuchungsergebnisse aus dem Institut für 
Weltwirtschaft, wonach es meistens d1e struktur­
schwachen Wirtschaftszweige sind, denen in beson­
derem Maße Haushaltsmittel zufließen.", so der Be­
richt.13 Die Kommission selbst hielt einen abrupten 
Abbau langjährig und umfangreich gewährter Sub­
ventionen für schwer durchsetzbar und betrachtete 
die Vorschläge als ersten Schritt. ln harten Haus­
haltsverhandlungen verembarten die Ressorts, daß 
ca. 60 % dieser Einsparungsvorschläge realisiert 
werden sollten. 

Aus der Finanzstatistik die Einsparungen nachzuvoll­
ziehen ist schon deshalb unmöglich, weil auch künf­
tige Verpflichtungsermächtigungen einbezogen wur­
den, so daß sich die Einspareffekte 1n den Landes­
haushaltsplänen bis Ende der 80er Jahre ausgewirkt 
haben dürften. 

Die Förderprogramme wurden im Laufe der Zeit auf 
Schwerpunkte konzentriert. Da man von der Förde­
rung der wirtschaftsnahen Infrastruktur langfristig 
stärkere Impulse für die Verbesserung der Wirt­
schaftsstruktur in der Region erwartete als von der 
flächendeckenden Förderung einzelner betrieblicher 
lnvestitionsvorhaben, flossen zwischen 1989 bis 
1994 in das Regionalprogramm ,,Westküste" (für die 
Kreise Dithmarschen und Nordfriesland) von insge­
samt 129,4 Mill. DM nur 18,4 Mill. DM in die Einzel­
förderung und 111 Mill. DM in die wirtschaftsnahe In­
frastruktur und im Rahmen des Programms .,Landes­
teil Schleswig" (für den Kreis Schleswig-Fiensburg 
und Stadt Flensburg) von 120,4 Mill. DM nur noch 
13,6 Mill. DM für die einzelbetriebliche Förderung .14 

Nach Auslauf der Zonenrandförderung 1994 wurde 
die Regionalförderung umstrukturiert. Seit dem 1. Ja­
nuar 1995 gibt es ein einheitliches Regionalpro­
gramm, in dem Ende 1996 die Einzelförderung her­
ausfällt. Zu den bisher schon geförderten Gebieten 
kommen weitere strukturschwache Teile des Kreises 
Randsburg-Eckernförde und ab 1996 Teile der Kreise 
Ostholstein und Plön hinzu, wobei auch zum Teil 
Strukturmittel aus dem Regionalfonds der EU (EFRE) 
fließen. Weitere EU-Mittel sollen aus einer 
europaweiten Gemeinschaftsinitiative LEADER zur 
Erschließung des Eigenpotentials der ländlichen Ge-

13 Abschlußbericht der unabhängigen Sachverständigen­
kommission, Kiel 1984, S. 6/7 

14 Informationsdienst 2/1996, 
Hrsg.: Schleswig-Holsteinischer Gemeindetag, S. 11 
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biete hinzukommen. Darüber hinaus erhalten die 
durch die Abrüstung betroffenen Regionen Hilfe aus 
einem Konversionsprogramm. 

Dank der staatlichen Hilfen (Zonenrandförderung, 
Bundesergänzungszuweisungen, Beiträge aus dem 
horizontalen Länderfinanzausgleich, volle Inanspruch­
nahme der Bundesmittel aus den Gemeinschafts­
aufgaben und Investitionshilfen nach Art. 104 a GG) 
und natürlich auch dank eigener Anstrengungen und 
Anpassungen semer Unternehmen und ihrer Be­
schäftigten konnte Schleswig-Holstein seine Wirt­
schaftsstruktur verbessern und in seiner Finanzkraft 
Anschluß an den Bundesdurchschnitt finden. 

Auf folgende Indikatoren sei hingewiesen: Hatte das 
Gewerbesteueraufkommen 1970 in schleswig-holstei­
nischen Kommunen nicht ganz 300 Mill. DM be­
tragen, so waren es 1995 brutto 1,2 Mrd. DM. Hatten 
1980 etwa 64 000 umsatzsteuerpflichtige Unterneh­
men in Schleswig-Holstein 85 Mrd. DM umgesetzt, so 
waren es 1990 bereits 80 725 mit einem steuerbaren 
Umsatz von 136 Mrd. DM und 1994 sogar 94 564 
Umsatzsteuerpflichtige mit einem steuerbaren Um­
satz von 182 Mrd. DM. 

Der Gesamtbetrag der Einkünfte je Steuerpflichtigen 
(ohne Verlustfälle) aus der konsolidierten Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik 1986 hatte 40 399 DM be­
tragen und stieg bis 1992 auf 58 447 DM. ln den 
Hamburger Randkreisen überstieg er 1992 den Bun­
desdurchschnitt und zum Teil sogar d1e Ergebmsse 
für Hamburg. 1994 stand Schleswig-Holstein mit sei­
nem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 2,5 % 
an der Spitze der alten Bundesländer. 1995 lag 
Schleswig-Holstein mit seiner Wirtschaftskraft ge­
messen am Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
mit 1 00 550 DM im Ländervergleich an achter Stelle 
vor Niedersachsen, dem Saarland, Berlin und den 
neuen Bundesländern. 

Die Zahl der Erwerbstätigen in Schleswig-Holstein 
wuchs von 1987 bis 1994 mit 7,8 % kräftiger als im 
früheren Bundesgebiet insgesamt(+ 5,7 %). Auch die 
Struktur der Erwerbstätigen nach Wirtschaftszweigen 
hat sich der Westdeutschlands weiter angenähert, 
auch wenn die Regionalspezifika des Landes weiter­
hin erkennbar sind. So hatten 1994 der Staat mit 
19 %, das Baugewerbe mit 8 %, der Handel mit 16 % 
und die Landwirtschaft mit 4 % aller Erwerbstätigen 
im Lande höhere Anteile als in Westdeutschland. 

Unterproportionale Anteile wiesen dagegen mit 21 % 
aller Erwerbstätigen das schleswig-holsteinische Ver­
arbeitende Gewerbe und mit lediglich 2 % auch die 
Kreditinstitute und Versicherungen im Lande auf, 
während das Gewicht der sonstigen Dienstleistungs­
unternehmen mit 18 % dem Durchschnitt West­
deutschlands entspricht. 
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Aufkommen und Verteilung der 
staatlichen Steuern in Schleswig-Holstein 

Staatliche Steuern 

Gemeinschaftsteuer 
davon 
Lohnsteuer 
Veranl. Einkommensteuer 
Nicht veranl. Ertragssteuer 
Zinsabschlag 
Körperschaftsteuer 
Umsatzsteuer 
Einfuhrumsatzsteuer 
Gewerbesteuerumlage 

Landessteuern 
davon 
Vermögensteuer 
Erbschaft-/Schenkungstauer 
Grunderwerbsteuer 
Kraftfahrzeugsteuer 
Totalisatorsteuer 
Lotteriesteuer 
Feuerschutzsteuer 
Biersteuer 

Bundessteuern 

Aufkommen Insgesamt 

Steuereinnahmen 
des Bundes 
davon 
Bundessteuern 
Bundesanteil an den 

Gemeinschaftsteuern 

Steuereinnahmen 
des Landes 
davon 
Landessteuern 
Landesanteil an den 

Gemeinschaftsteuern 

Länderfinanzausgleich 

Bundesergänzungs­
zuweisungen 

Landeseinnahmen 
Insgesamt 
nachrichtlich 

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer sowie 
Zinsabschlag einschließ­
lich Zerlegungsanteil 

1985 1995 

Mill DM 

Steueraufkommen 
(vor der Verteilung) 

8 925 11 679 17 1 06 

4 425 5 31 0 8 007 
978 1 506 1 119 
107 220 312 

211 
643 854 1 090 

1 466 2 431 5 617 
1 175 1 199 481 

131 159 269 

664 855 1 182 

105 149 229 
41 73 89 

117 153 220 
304 361 507 

1 1 1 
58 73 89 
12 13 23 
25 31 24 

523 222 1 010 

10 112 12 756 19 298 

Steuereinnahmen 
(nach der Verteilung) 

4990 6094 9163 

523 222 1 010 

4 467 5 873 8 152 

5 755 7 176 9 649 

664 855 1 182 

5 091 6 321 8 467 

516 645 - 203 

253 513 399 

6 524 8 334 9 844 

1 009 1 254 1 695 
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Ausgaben, Einnahmen und Verschuldung 
der öffentlichen Haushalte in Schleswig-Holstein in Mill. DM 

Ausgaben Einnahmen 

Ver- Ver-darunter 
Finanzierungs- schuldung Schuldung 

Ins- ins- darunter saldo 
Jahr gesamt1 Personal- Zins- Investitions- gesamt1 Steuern2 

ausgaben ausgaben ausgaben 

Mi II DM 

Land 

1971 3 686 1 565 129 741 3 267 2 115 - 419 

1980 8 417 3472 534 1 598 7 493 4 777 - 924 

1990 12 155 5 017 1 230 1 836 11 261 7 203 - 893 
1991 13104 5 353 1 336 1 927 12169 7 714 - 935 
1992 13 984 5 730 1 445 1 909 12 815 8398 - 1 168 

1993 14 453 5 959 1 602 2 033 13105 8875 - 1 349 

1994 14 7708 6046 1 608 2 053 13 541 9223 - 1 229 

Gemelnden/Gemelndeverbände 

1971 2 664 775 82 850b 2457 748 - 207 

1980 5 403 1 712 164 1 842 5 513 1 828 + 110 

1990 8027 2 646 226 1 895 7 765 2 431 - 262 
1991 8929 2 924 258 2 017 8 738 2 752 - 191 

1992 9 669 3138 290 2 108 9 576 3 018 - 94 

1993 10 277 3224 312 2 118 10 268 3163 - 9 
1994 10 7458 3237 312 2 128 10 693 3155 - 52 

1 bereinigte Einnahmen/Ausgaben aus der Jahresrechnung, einschließlich Krankenhäuser 
2 Steuern und steuerähnliche Abgaben 

ins- pro 
gesamt3 Kopf 

DM 

3057 1 202 

9 065 3480 

20 128 7700 

20 990 7 969 

22 081 8 299 

23873 8 890 

24 766 9175 

1 993 783 

2 557 981 

3 755 1 436 

4 015 1 524 

4 184 1 573 

4494 1 674 
4 646 1 721 

3 fundierte Schulden, d. h. einschließlich Schulden bei anderen Körperschaften 
a Krankenhausanteil geschätzt auf der Basis 1993 
b 1971 nur Sachinvestitionen, sonst einschließlich Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen, Darlehen und 

Gewährleistungen 

Kennzahlen zur Entwicklung der öffentlichen Haushalte in Schleswig-Holstein1 

Zinsausgaben Zinsausgaben Investitionsausgaben Finanzterungssaldo 
in% in% in% in Relation 

Jahr der Ausgaben der Steuereinnahmen der Ausgaben zu den Ausgaben tn % 

Land I Kommunen Land I Kommunen Land I Kommunen Land I Kommunen 

1971 3,5 3,1 6,1 11 ,0 20,1 31,9 11,4 7,8 

1980 6,3 3,0 11,2 9,0 19,0 34,0 11,0 2,0 

1990 10,1 2,8 17,1 9,3 15,1 23,6 7,3 3,3 

1991 10,2 2,9 17,3 9,4 14,7 22,6 7,1 2,1 

1992 10,3 3,0 17,2 9,6 13,7 21,8 8,4 1,0 
1993 11 '1 3,0 18,1 9,9 14,1 20,6 9,3 0,1 

1994 10,9 2,9 17,4 9,9 13,9 20,3 8,3 0,5 

1 gerechnet anhand obiger Tabelle 
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Auch die Steuerkratt ist erheblich gestiegen. Das Ge­
samtaufkommen an Gemeinschafts-, Landes- und 
Bundessteuern hat sich zwischen 1985 und 1995 auf 
19,3 Mrd. DM fast verdoppelt. 1995 ist Schleswig­
Holstein erstmals zum Nettozahler im Länderfinanz­
ausgleich geworden. 

Unter Hinweis auf das einst landwirtschaftlich ge­
prägte Schleswig-Holstein führte der Wirtschaftsmini­
ster bei der Vorlage des Jahreswirtschaftsberichtes 
1995 aus: .,Heute ist dieses Land einer der großen 
Mitspieler im Bereich der Medizintechnik, es gibt 
Sottwarehäuser, Feinmechanik, mittelständischen 
Maschinenbau, und es hat eine Technologie-lnfra­
struktur".15 Im Juni 1996 lag die Arbeitslosenquote in 
Schleswig-Holstein mit 8,4 % unter dem Bundes­
durchschnitt von 9,2 ~o. 

Betrachtet man die Entwicklung einzelner Haushalts­
ausgabearten und die daraus abgeleiteten Kennzif­
fern, so werden Jedoch strukturelle Defizite offenkun­
dig. Seit 1978 übertrifft die Verschuldung des Landes 
sein jährliches Haushaltsvolumen. Zwischen 1971 
und 1990 ist der Schuldenberg des Landes um 
558,4% auf 20,1 Mrd. DM gewachsen, während das 
Ausgabenvolumen um 229,8 % und darunter die ln­
vestitionsausgaben nur um 147,8% gestiegen smd. 
Die Zinsausgaben erhöhten sich im gleichen Zeit­
raum sogar um 853,5 %. Der Anteil der Zinsausga­
ben an den Gesamtausgaben betrug 1971 3,5 %, 
1980 6,3 % und 1990 bereits 1 0,1 %. 

Auch die Zinslastquote, also der Anteil der Zinsaus­
gaben an den Steuere1nnahmen, erhöhte sich im 
gleichen Zeitraum erheblich. Hatte das Land 1971 
noch 6,1 % seiner Steuereinnahmen für d1e Bedie­
nung der Zinsen benötigt, so waren es 1990 17,1 %. 
Obwohl der Personalzuwachs ab 1987 fast zum Stili­
stand gekommen war, wuchsen die Personalausga­
ben ebenso gleichmäßig weiter wie die Gesamtaus­
gaben, so daß der Personalausgabenanteil seit Jah­
ren um 41 % schwankt. 1994 gab das Land 66 % 
seiner Steuereinnahmen - ähnlich wie im Länder­
durchschnitt - für die Personalausgaben aus. 18 % 
der Personalausgaben entfielen 1995 auf die Versor­
gung der Beamten. lnfolge der Frühpensionierung, 
der höheren Anteile der älteren Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen des Landespersonals und der gestiege­
nen Lebenserwartung wird die Pensionslast in der 
Zukunft erheblich ansteigen, so daß inzwischen all­
gemeiner Erkenntnisstand ist, daß die von der Lan­
desregierung angestrebte Senkung des Personal­
ausgabenanteils nur durch einen drastischen Stellen­
abbau und bei neuen Aufgaben nur durch Umschich­
tungen des Personals innerhalb der Ressorts zu er­
reichen sem w1rd. 

15 Der Landtag 2/3-96, S. 3 
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Faßt man die Personal- und Zmsausgaben zusam­
men, so hat sich der Anteil zwischen 1971 und 1994 
von 46 % auf fast 52 % der Gesamtausgaben erhöht. 
Der Anteil der Investitionsausgaben sank im gleichen 
Zeitraum von 20% auf 14 %, wobei für Investitionen 
der im Haushaltsgrundsätzegesetz präzisierte Begriff 
verwendet wird, nämlich Bauausgaben, Erwerb von 
beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie Be­
teiligungen, Darlehen, Inanspruchnahme von Ge­
währleistungen und Zuwendungen für lnvestitionsför­
derungsmaßnahmen.16 

Die weiter vorn dargestellten Entwicklungen bei den 
Bundesländern insgesamt gelten generell auch für 
Schleswig-Holstem. Die 1984 eingeleitete Haushalts­
konsolidierung geriet ins Stocken. Konnte das Ver­
hältnis des Finanzierungssaldos zu den Gesamtaus­
gaben von 1980 noch von 11,0 auf 7,1 im Haushalts­
jahr 1991 gesenkt werden, so steigt es ab 1992 wie­
der Zwischen 1990 und 1994 sind die Schulden um 
23,0 %, die Zinsausgaben um 30,7% und die Perso­
nalausgaben um 20,5 % weiter gewachsen. Auch 
1994 hatte Schlesig-Holstein immer noch die zweit­
höchste Pro-Kopf-Verschuldung aller Flächenländer. 
Der Landesrechnungshof hat deshalb we1teren Per­
sonalabbau, das Abspecken der Ministerien von Voll­
zugsaufgaben, Auflösungen von einigen Landesbe­
hörden und Einschränkungen bei der Wirtschaftsför­
derung gefordert ("Kieler Nachrichten" vom 11.05.1996). 

Die Entwicklung der schleswig­
holsteinischen Kommunalhaushalte 

Auf die Entwicklung der Ausgaben wird relativ kurz 
erst am Ende dieses Kap1tels eingegangen. Den 
Schwerpunkt bilden Erläuterungen und Zahlen zur 
Einnahmeseite. Im Vergleich zum Landeshaushalt 
haben die kommunalen Haushalte nämlich eine an­
dere Einnahmenstruktur. So entfallen 1994 auf Steu­
ern und steuerähnliche Einnahmen 25 %, auf die 
Schlüssel-, Bedarfs- und allgemeinen Zuweisungen 
des Landes 12 %, auf allgemeine Umlagen 8 %, auf 
Verwaltungs- und Benutzungsgebühren sowie zweck­
gebundene Abgaben 12 %, auf Zuweisungen und Zu­
schüsse für Investitionen sowie Investitionsförde­
rungsmaßnahmen und Einnahmen aus Krediten und 
inneren Darlehen jeweils nur 4,3 % der Einnahmen 
der Verwaltungs- und Vermögenshaushalte. 

Bis 1970 hatten neben den Bagatellsteuern die 
Grundsteuern und die Gewerbesteuer die wichtigsten 

16 Zum Begriff der öffentlichen Investitionen siehe Gutach­
ten des wissenschaftlichen Beirates, Schriftenreihe des 
BMF, Heft 29, Sonn 1980, und Gutachten des Instituts 
für Weltwirtschaft Kiel, Mehr Arbeitsplätze durch Sub­
ventitionsabbau, Kieler Diskussionsbeiträge 113/114, 
Oktober 1985, S. 3. 
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Steuereinnahmen1 und Schlüsselzuweisungen in den Gemeinden Schleswig-Holsteins 1970 bis 1995 

Hebesatze und Realsteueraufkommen 

Gewogene Durchschnittshebesätze Istaufkommen Gemeinde-
anteil Schlüssel-

Gewerbe- Gewerbesteuer nach an der Ein- zu-
Jahr steuer nach Grundsteuer Grundsteuer kommen- weisungen 

Ertrag und Ertrag und Kapital 
steuer 

Kapital 

A I B brutto 

% 

1970 284 199 247 297 506 

1980 308 221 272 815154 

1985 310 223 272 775 878 

1990 322 225 276 965 684 

1991 323 226 282 1 062 219 

1992 324 229 288 1 235 160 

1993 330 232 292 1 181 906 

1994 331 239 294 1 179 117 

1995 331 240 294 1 178 465 

1 ohne Bagatellsteuern und steuerähnliche Abgaben 
2 nach Abzug der Gewerbesteuerumlage 

Steuerquellen der Gemeinden gebildet. Da insbeson­
dere die Gewerbesteuer starken zyklischen Schwan­
kungen unterworfen ist, wurde die Steuerbasis der 
Gemeinden durch die Beteiligung an den Lohn- und 
Einkommensteueraufkommen bei gleichzeitigem Ver­
zicht auf e1nen Anteil am Gewerbesteueraufkommen 
wesentlich verbreitert. Durch das Finanzreformgesetz 
vom 12. Mai 1969 wurde in den Absätzen 5 und 6 
des Artikels 1 06 GG festgelegt, daß die Einzelheiten 
der Gewerbesteuerumlage sowie der Beteiligung der 
Gemeinden an der Einkommensteuer durch Bun­
desgesetz zu bestimmen seien. Das daraufhin er­
lassene Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefi­
nanzen (Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. Septem­
ber 1969), inzwischen mehrmals geändert, regelt zu­
sammen mit den dazu ergangenen Rechtsverord­
nungen des Bundes und der Länder das Verfahren 
der Ermittlung des Gemeindeanteils an der Einkom­
mensteuer und der Gewerbesteuerumlage. Ab 1970 
standen den Gernemden 14 % des Aufkommens der 
Lohnsteuer und der veranlagten Einkommensteuer 
zu. und ab 1980 waren es dann 15 %. 

Dieser Gemeindeanteil wird nach den Steuerbeträ­
gen bemessen, die von den Finanzbehörden im Ge­
biet des Landes vereinnahmt werden, bei der Lohn­
steuer unter Berücksichtigung der Zerlegung nach 
dem Wohnsitz der Steuerpflichtigen und ab 1993 un-
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I netto2 A I B 

1 000 DM 

171 617 28 929 84082 241 749 242 995 

598 790 28546 200 999 887 566 808 405 

645 783 30600 254 675 1 008 766 981 674 

809 347 30230 306 307 1 253 517 1 218 724 

885136 30193 328 864 1 397 898 1 294 124 

1 017 979 30 141 347 615 1 563 791 1 445 452 

1 042 273 31 110 365 854 1 663 214 1 537195 

979 819 32 799 385 021 1 680 374 1 590 994 

897 689 32 041 402 411 1 694 939 1 735 836 

ter Berucksicht1gung von 12 % des Z1nsabschlages. 
Der gesamte Gemeindeanteil an der Einkommen­
steuer wird nach einem Schlüssel auf die einzelnen 
Gemeinden aufgeteilt, dem die Daten der dreijährli­
chen Lohn- und Einkommensteuerstatistiken zu­
grunde liegen. Der Verteilungsmechanismus und die 
Auswirkung der Statistik darauf wurde zuletzt in Heft 
3/1985 dieser Zeitschrift beschrieben, er soll hier nur 
kurz umrissen werden: Die Schlüsselzahl ist der in 
emer Dezimalzahl (mit 7 Stellen hinter dem Komma) 
ausgedrückte Anteil der jeweiligen Gemeinde am 
festgestellten Lohn- und Einkommensteueraufkom­
men des Landes, wobe1 nur die Einkommensteuerbe­
träge berücksichtigt werden, die auf ein zu versteu­
erndes Einkommen bis zu bestimmten Höchstbeträ­
gen entfallen. Die Festsetzung von Sockelbeträgen 
(1970/71 waren es 8 000 bzw. bei gemeinsamer Ver­
anlagung von Ehegatten 16 000 DM) soll einerseits 
die Steuerkraftunterschiede zwischen steuerstarken 
und steuerschwachen Gemeinden verringern, ande­
rerseits aber das Steuerkraftgefälle zwischen großen 
und kleinen Gemeinden wahren. Die Sockelbeträge 
wurden in Anpassung an die Einkommensentwick­
lung inzwischen mehrmals angehoben, zuletzt ab 
1994 auf 40 000 bzw. 80 000 DM. 

Im Gegensatz zu den Realsteuern haben die Kom­
munen keinen Einfluß auf die Entwicklung dieser ge-
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meindhchen Beteiligung an der Einkommensteuer, 
weil ihnen bei der Bemessung der Höhe kein Hebe­
satzrecht zusteht. Diese Einnahmen sind ausschließ­
lich abhängig von der bundesgesetzliehen Regelung 
bezüglich des Anteils, von der Gestaltung des Ein­
kommensteuerrechts und von den individuellen Ein­
kommensbezügen, die ihrerseits von der Struktur und 
der konjunkturellen Lage der Wohnungsregion be­
stimmt sind. 

Den nach den Steuern zweitwichtigsten Block der 
kommunalen Einnahmen bilden die Schlüssel- und 
Bedarfszuweisungen aus dem kommunalen Finanz­
ausgleich. Nach der Fachliteratur17 dient der kommu­
nale Finanzausgleich drei Zielen: 

- der Aufstockung der kommunalen Finanzmassen 
(fiskalische Funktion), 

- dem Ausgleich der Finanzkraftunterschiede zwi­
schen den einzelnen Gemeinden/Gemeindever­
bänden (redistributive Funktion) und 

- der finanziellen Förderung kommunaler Maßnah­
men zur Durchsatzung landesplanarischer Ziele 
(raumordnungspolitische Funktion). 

Dies hat zur Folge, daß das Finanzausgleichssystem 
zunächst Maßstäbe für die Ermittlung des Ausgabe­
bedarfs und der Leistungskraft (Steuereinnahmekraft) 
der beteiligten Kommunen setzen muß. Da die Auf­
gaben zwischen Land und Kommunen unterschied­
lich aufgeteilt sind, ergeben sich unterschiedliche Re­
gelungen bei dem kommunalen Finanzausgleich der 
Länder. Das Grundgesetz verpflichtet in Art. 106 und 
Art. 1 07 die Länder, einen Anteil ihres Aufkommens 
aus Gemeinschaftssteuern und ggf. auch ihrer 
Landessteuern an die Gemeinden und Gemeindever­
bände weiterzugeben (Verbundgrundlage). Der Um­
fang der Landesleistungen wird durch das jeweilige 
Finanzausgleichsgesetz (FAG) des Landes geregelt 
und die Berechnungstechnik in Ausführungsanwei­
sungen des Innenministeriums zum FAG präzisiert. 

Da die zahlreichen Änderungen seit 1970 hier nicht 
erörtert werden können, wird im folgenden kurz auf 
die Regelungen im FAG in der Fassung vom 
18. April 1994 eingegangen. Nach § 5 beträgt der 
Verbundsatz 18,84 % aus dem Landesaufkommen 
der 

- Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer, 

- Vermögen-, Erbschaft-, Kraftfahrzeug-, Grunder­
werb-, Bier-. Rennwett- und Lotteriesteuer, 

17 Patzig, Strukturpobleme des kommunalen Finanzaus­
gleichs, in: Deutsches Verwaltungsblatt, 94. Jahrgang, 
Heft 13/1979 
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- Landeseinnahmen aus den Bundesergänzungszu­
weisungen und aus den 

- Landeseinnahmen aus dem horizontalen Länder­
finanzausgleich. 

Die Aufteilung der Finanzausgleichsmassen erfolgt 
nach absoluten Beträgen oder Anteilen. Nach § 7 
FAG wird aus dieser Finanzausgleichsmasse vorweg 
ein Teil abgezogen für Zuweisungen bei Fehl- und 
Sonderbedarfen, für den Förderungsfonds Nachbar­
raum Hamburg, für den kommunalen Schulbaufonds, 
für Theater und Orchester, für die Datenzentrale 
Schleswig-Holstein, für Straßenbaulasten und zur 
Förderung des öffentlichen Nahverkehrs. Der verblei­
bende Rest wird verwendet für Schlüsselzuweisun­
gen an die Gemeinden mit 37,8 %, für die Kreise und 
kreisfreien Städte mit 51 ,5% und übergemeindliche 
Aufgaben mit 10,7 %. Darüber hinaus ist nach § 19 
FAG die Landesbank Schl~swig-Holstein ermächtigt, 
den Gemeinden, Kreisen, Amtern und Zweckverbän­
den aus einem kommunalen Investitionsfonds Darle­
hen zu gewähren. 

Zur Ermittlung der Maßstäbe für den Ausgabebedarf 
und die Leistungskraft sei hier allgemein nur folgen­
des angemerkt: Beim jährlichen Realsteuervergleich, 
der u. a. beim Länderfinanzausgleich berücksichtigt 
wird, ergeben sich die Realsteuereinnahmen (Grund­
und Gewerbesteuern) einer Gemeinde aus der Mul­
tiplikation der durch das Finanzamt übermittelten 
Steuermaßbeträge (bei den Grundsteuern die Ein­
heitswerte und bei der Gewerbesteuer der Ertrag und 
das Kapitel) mit den in der Haushaltssatzung be­
schlossenen Hebesätzen. Wegen der unterschiedli­
chen örtlichen Hebesätze werden für Aussagen über 
die Wirtschaftskraft Landesdurchschnittshebesätze 
gebildet. Das jeweilige Istaufkommen durch den tat­
sächlichen Hebesatz dividiert und mit dem Landes­
durchschnittshebesatz multipliziert, ergibt die Real­
steueraufbringungskraft. Zieht man von diesem Be­
trag die Gewerbesteuerumlage ab und addiert den 
Gemeindeanteil der Einkommensteuer, erhält man 
die Steuereinnahmekraft. Um unterschiedlich große 
Gebietskörperschaften besser vergleichen zu kön­
nen, wird die so ermittelte Zahl in DM je Einwohner 
umgerechnet. 

Beim kommunalen Finanzausgleich wird ähnlich ge­
rechnet. Statt der Landesdurchschnittshebesätze 
werden jedoch nivellierte Hebesätze vorgegeben. Als 
Steuerkraftzahlen werden nach § 1 0 für die Grund­
steuer 250 % und für die Gewerbesteuer (in den Jah­
ren 1994 bis 1996) 240 % der Maßbeträge angesetzt, 
die vom Steueraufkommen vom 1 . Juli des vorver­
gangenen Jahres bis zum 30. Juni des vergangenen 
Jahres abhängen. Der gleiche Zeitraum gilt auch für 
das Aufkommen des Gemeindeanteils an der Ein­
kommensteuer. Die Steuereinnahmekraft ist deshalb 
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nicht ganz Identisch mit der Steuerkraftmeßzahl Bei 
Kreisen und kreisfreien Städten fließen in die Finanz­
kraftmaßzahl nach § 14 FAG die Steuerkraftmeßzah­
len der Gemeinden und die Gemeindeschlüsselzu­
weisungen abzüglich einer Finanzausgleichsumlage. 

Die Bedarfsberechnung geht ebenfalls von der Ein­
wohnerzahl aus. Der Finanzbedarf - als Ausgangs­
meßzahl bezeichnet - wird ermittelt, indem die Ge­
meindeeinwohnerzahl mit einem vom Innenministe­
rium vorgegebenen Grundbetrag vervielfältigt wird, 
wobei em einheitlicher Garantiebetrag bis zu 80 % 
des Grundbetrages festgesetzt wird. 

Die Relation Steuerkraftmeßzahl bzw. Finanzkraft­
maßzahl zu Ausgangsmeßzahl zeigt, in welchem 
Maße die Gemeinden an Schlüsselzuweisungen be­
teiligt werden. Neben den Kre1sschlüssel- und Ge­
meindeschlüsselzuweisungen gibt es Zuweisungen 
für übergemeindliche Aufgaben, die die Belange der 
Regionalplanung berücksichtigen. Auf die einzelnen 
Berechnungsvorschriften, die in §§ 7 und 12 bis 25 
FAG geregelt sind. und auf die Einnahmen aus 
Verwaltungs- und Benutzungsgebühren sowie aus 
zweckgebundenen Abgaben, die im Kommunalabga­
bengesetz geregelt sind, soll nicht näher eingegan­
gen werden. 

Die Kre1se finanzieren sich durch Umlagen von den 
ihnen angehörigen Gemeinden. 

Die Aufkommensdynamik der Realsteuern hängt vom 
Wachstum der Bemessungsgrundlagen und von der 
Hebesatzentwicklung ab. Das Gewerbesteuerauf­
kommen ging infolge der häufigen Novaliierungen 
des Gewerbesteuergesetzes (Abschaffung der Lohn­
summensteuer, mehrfacher Anhebung der Freibeträ­
ge, Staffelung der Meßzahlen nach dem Gewerbe­
ertrag, Übernahme der Steuerbilanzwerte in die Ver­
mögensaufstellung) zurück. Den Gemeinden wurde 
zwar durch bundesgesetzliche Maßnahmen (u. a. Ab­
senkung der Gewerbesteuerumlage) ein Ausgleich 
verschafft. Nach der deutschen Wiedervereinigung ist 
der Umlage jedoch eine zusätzliche Aufgabe zugefal­
len, nämlich als Instrument der Länder, die Gemein­
den an 1hren Lasten aus der Wiedervereinigung zu 
beteiligen. Durch die Erhöhung der Umlage gehen ab 
1994 die Nettoeinnahmen aus der Gewerbesteuer in 
den Kommunen Schleswig-Holsteins deshalb zurück. 

Wegen der alten Einheitswerte für Grund und Boden 
sind den Bemessungsgrundlagen bei den Grund­
steuern durch das Bewertungsgesetz enge Grenzen 
gesetzt. Lediglich das Auslaufen von Grundsteuer­
vergünstigungen, der Wechsel von land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögen zum Grundvermögen bzw. 
von unbebauten zu bebauten Grundstücken, bringen 
neben den Hebesatzänderungen eine gewisse Auf­
kommensdynamik. 

220 

Die langfristige Entwicklung der Einnahmen der 
Kommunen kann nur eingeschätzt werden, wenn die 
Chronologie der Rahmenbedingungen berücksichtigt 
wird: 18 Die Landessteuern hatte das Land 1955 in die 
Verbundgrundlagen des kommunalen Finanzaus­
gleichs einbezogen. Sie wurden 1980 Wieder gestri­
chen. Die Bundesergänzungszuweisungen und der 
Landesteil an der Gewerbesteuerumlage waren be­
reits 1973 der Streichung zum Opfer gefallen. 1979 
wurde den Kommunen das Recht auf die Erhebung 
einer Schankerlaubnis- sow1e 1981 einer Getränke­
und Vergnügungssteuer und 1984 den Kreisen und 
kreisfreien Städten die bisherige Grunderwerbssteu­
erbeteiligung entzogen. 

Das Steueraufkommen hat sich bei den größeren 
kreisangehörigen Gemeinden und insbesondere bei 
den kreisfreien Städten schwächer entwickelt als bei 
den kleineren Gemeinden. So wiesen die kreisfreien 
Städte seit 1985 ständig Fehlbeträge aus. Die Ursa­
chen lagen im Einwohnerrückgang, der sich negativ 
auf die Höhe des Einkommensteueranteils und ihrer 
Schlüsselzuweisungen auswirkte, 1n den überpropor­
tionalen Auswirkungen aufgrund der Gewerbesteuer­
rechtsänderungen und Belastung durch die Sozial­
hilfe sowie durch die Zinsbelastung Das Land hat 
deshalb 1987 den kreisfreien Stadten mit einer Son­
derzahlung von 13,5 Mill. DM geholfen und ab 1988 
durch Umschichtungen im KFA die jährlichen allge­
meinen Zuweisungen um 1 00 Mi II. DM aufgestockt 
und eine "stärkere Abundanzabschöpfung bei den 
relativ wohlhabenden Gemeinden des ländlichen 
Raums"19 eingeleitet. 

Am Rande sei nur erwähnt, daß sich nach der Volks­
zählung 1987 msofern weitere Umschichtungen er­
gaben, als in manchen Gemeinden - insbesondere 
den Fremdenverkehrs- und Bundeswehrstandorten­
der zum Zählungsstichtag festgestellte Einwohner­
schwund erheblich war, daß dagegen die Städte Lü­
beck, Flensburg und Neumünster zu den Gewinnern 
gehörten, weil hier mehr Einwohner gezählt wurden, 
als bis dahin fortgeschrieben worden waren. 

Da die Kommunen geringere Einflußmöglichkeiten 
auf die Höhe ihrer Einnahmen besitzen, müssen sie 
ihre Ausgaben der Einnahmeentwicklung anpassen. 
Dabei ist ihr Gestaltungsspielraum gering, denn ein 
Großtell ihrer Ausgaben dient der Erfüllung von Auf­
gaben, zu denen sie gesetzlich verpflichtet sind. 

Größte Ausgabepositionen in den Kommunalhaushal­
ten sind die Personalkosten. Deren allgemeine Ent-

18 Bitterberg, Erwartungen an eine neue Politik, in: Die Ge­
meinde, Heft 1211988, S. 336 

19 Münstermann, Kommunaler Finanzausgleich in den 
Bundesländern, in· ZKF 1988, Nr. 4, S. 80/81 
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Aufsätze 

Aufgabenstruktur in den kommunalen Haushalten Schleswig-Holsteins 1984 und 1994 
- Anteile der Einzelpläne in % der Gesamtausgaben 1 -

1n % 
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Allgemeine 
Verwaltung 

Öffentliche Wissenschaft, 
Sicherhall Schulen Kulturpflege 

Soztale Gesundheit. 

S1cherung Sport, 
Erholung 

Bau-, Öffentliche Unter- Allgemeine 
Wohnungs-, Einnchtungen, nehmen, Finanz· 
Verkehrs- Wirtschafts· Sonder- wirtschalt 

wesen fördenung vermögen 

EINZELPLÄNE 

1 berein1gte Ausgaben ohne kommunale Krankenhäuser 

wicklung wird maßgeblich durch die Tarifvereinbarun­
gen im öffentlichen Dienst vorgegeben, so daß die 
Kommunen nur durch Stellenstreichungen Einsparun­
gen erzielen können. 

ln den letzten Jahren sind die Sozialausgaben die 
dynamischste Ausgabengruppe 1n den Kommunal­
haushalten. Mehrere Faktoren waren für das Anstei­
gen vor allem bei der wichtigsten Unterposition, der 
Sozialhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz, ver­
antwortlich, die dann greift, wenn alle vorgeschalte­
ten Sicherungssysteme ausfallen bzw. keine ausrei­
chende Versorgung gewährleisten. Ein wesentlicher 
Grund wird allgemein in der steigenden Arbeitslo­
sigkeit gesehen, die in Verbindung mit den Kür­
zungen be1 den Leistungen der Arbeitslosenversiche­
rung immer mehr Personen in die Sozialhilfe ab­
rutschen läßt. Hinzu kommt die Zahl von Aussiedlern 
und Asylbewerbern, die Sozialhilfeleistungen empfan­
gen. 

Den größten Freiheitsraum besitzen die Kommunen 
deshalb bei ihren investiven Ausgaben, was bedeu­
tet, daß diese meist am ehesten von Sparmaßnah­
men und Kürzungen betroffen sind. Bei den kommu­
nalen Investitionen handelt es sich ganz überwiegend 
um Baumaßnahmen; ihre Einschränkung ist auch ge­
samtwtrtschaftlich von nicht unerheblicher Bedeu-
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tung, denn die Gemeinden sind für rd. zwei Drittel al­
ler öffentlichen Bauausgaben verantwortlich. 

Die Aussagen zur Entwicklung der kommunalen 
Haushalte im Bundesgebiet insgesamt gelten gene­
rell auch für die schleswig-holsteinischen Kommunen. 
Deren Gesamtausgaben stnd zwischen 1971 und 
1990 um 201,3 %, die Zinsausgaben um 175,6 und 
die Verschuldung nur um 88,4 %gestiegen. 

Von 1990 bis 1994 bewegen sich die Zuwachsraten 
der Ausgaben beim Land und seinen Kommunen 
gleichmäßig in ähnlicher Richtung. Die Investitions­
ausgaben sind bei beiden Ebenen jeweils nur um ca. 
12 ° /o und bei der Verschuldung um ca. 23 % gestie­
gen, während sich die Zinsausgaben bei den Kom­
munen - von niedrigerem Niveau aus - im gletchen 
Zeitraum um sogar 38 % erhöhten. 

1994 betrug die Pro-Kopf-Verschuldung der Gemein­
den und Gemeindeverbände im Landesdurchschnitt 
1 721 DM. Bei den kreisangehörigen Gernemden wa­
ren es nur 919 DM, aber bei den kreisfreien Städten 
3169 DM. 

Die Änderungen der kommunalen Aufgabenstruktur 
innerhalb des Jahrzehnts von 1984 bis 1994 nach 
den Einzelplänen zeigt die Grafik. Während die An-
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Aufsätze 

teile an den bereinigten Ausgaben (ohne Kranken­
häuser), bei der allgemeinen Verwaltung (EPLO), bei 
Schulen (EPL2), bei Gesundheit, Sport, Erholung 
(EPL5) und im Bau-, Wohnungswesen, Verkehr 
(EPL6) zurückgingen, erreicht 1994 der Anteil für die 
soziale Sicherung (EPL4) 30,6 %. 

Vergleicht man zusammenfassend die in den Tabel­
len gebotenen Kennzahlen der Haushalte, so verlau­
fen die Trends bei den schleswig-holsteinischen 
Kommunen günstiger als beim Land und sogar etwas 
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günstiger als bei den Kommunen im Bundesgebiet 
insgesamt. Die Trends beim Landeshaushalt verlau­
fen aber ungünstiger als im Durchschnitt aller Länder. 

Faßt man die Ergebnisse des Landes und seiner 
Kommunen zusammen, so sind zwischen 1975 und 
1994 die Anteile der Personalausgaben nur um zwei 
Prozentpunkte auf 42 % gefallen, die Anteile für 
Sachlnvestitionen dagegen von fast 22 % auf 14,5 % 
zurückgegangen und die Anteile für Zinsausgaben 
von 4,8 % auf 8,6 % gestiegen. 

Leonhard Gawlik 
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Entwicklung im Bild 
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Entwicklung im Bild 
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Daten zur Konjunktur 
Sch/eswig-Holstein 

Energiewlltachalt 

Stromerzeugu"~g (brullo) 

Vewbeltendu Gewetbet 

Beschafllgte 

Geleillaie Afbetterstundan 

Lohn- IM1d Gehllilasumme 

Umsatz (ol'(le Umsatzsteuac) 

lnillndiUITIMIZ 

~atz 

Aullntgsetngrog .uegewahllet ~tge 

... dem lnillnd 

... dem Al.lll8nd 

Votbereltende Bauatellenatbelten, 
Hoch· und Tlelbau2 

~· 
Geleistele Atbertutooden 

l.ohn-!Mld Geha~NLfllme 

Baugew8fbltcher Umsatz (ohne UmutzSteuer) 

AufttagHtngangl 

Baugenahnmgungen4 

Wohnbau 

Ntehtwollnbolu 

Einzelhandel 

Umsatz (etnlehlleBtlch UmNtzsleuw) 

Gutgewerbe 

UmNtz (etniChheßtich UmNtzstauer) 

Fremdenv..t<ehr' 

Anl<i'l'lfle 

Ubemachtl.rogen 

Atbellemertcl 

AtbeiCSioM 

Off- Stellen 

Kln.albetler 

lnaolvenl'en 

Anzahl 

llbsokJI 

1 000 2 4l7 

1000 148 

Mtll Stunden 12 

M1n DM 738 

M1ft. DM 3 7« 

Mill DM 2 8« 

Mill. DM 900 

Mii. DM 

Mii. DM 

Moll. DM 

1000 42 

Mltt Stunden 5 

M1tt DM 183 

MtU DM 688 

Mii.OM 287 

Wolvu1gen 1 <464 

1 000 m> ..mbeuter R-..n 575 

Meßztller 1986 I; 100 ... 

Meßzllfer1988 A 100 ... 

1000 506 

1000 3 68<C 

Anzahl 110 159 

Mz8l"oo 12120 

Mz8l"oo 3117 

102 

1 Batriebe m1tlm allgeme•nen 20 und mehr Baad\6ft.gten 
2 euf alle Belnabe hoc:hgereclY1ete ErgebniSse zur Methode siehe Stahallschen Benc:hl E II 1/EIII 1 
3 Betnebe vt111 Unternehmen m•t 20 und mehr BeiChaftlgten 
4 nur Errichtung ,_ GebAude 
s '" Behert>ergungsa~tten mlt91M1d mehr Gestebetten. ohne Camptngplatze 
p • vorltuflg8 Zahl. r • bencht.gte Zahl 

Jungsl8t Monat Monatldurchsc/'riU 

Vetflndenrtg Vetlnderung 
:nmVoqarv ZLm VOijatY 

(gledw Monat) absolut (gl-.c:he Zed) .,,. 111% 

Juli 1HI Janu.-ble Jutl 1191 

+ 57,0 2 574 + 13,8 

- 5.4 1.C7 4,2 

. 13 12 . 6.5 

- 0,7 7<46 + 0,7 

+ 8.3 3814 . 1.8 

+ 5,8 2 863 - 1.0 

+ 17.8 951 . 4,1 

38.8 . 1.6 

<46.8 . 2.7 

+ 1.9 + 0,7 

7,6 42 8 ... 

+ 5,7 4 . 18,7 

. 0,3 151 10.3 

+ 3,7 <460 . 13,7 

. 6,4 298 14 ... 

. 1.8 1506 . 9,1 

. 21,3 <468 . 8,1 

- ... ... 

- ... ... 

. 3,7 325 . 2.4 

- 1,0 17.85 . 2.0 

+ 9.4 113 623 + 9.4 

- 3.1 13133 . 1.7 

+ 120,9 7 428 + 156,0 

. 1.9 82 + 19.2 

2 Stat•sbsches Landesamt SchleSWJg-Holste•n !11111 StaiiSbsehe Monatshefte/Zahlenbe•lage 9/1996 



Daten zur Konjunktur 
Land und Bund im Vergleich 

V~ gegen(be( dem gleicheo Zetlt8um des VOt)alns 11'1 % 

Jaruar 
bos August Sept Oktober Nov ~ JatUif Febluar Man April Mal J<n Juli 

Dez 1995 1995 1995 1995 1995 1996 1996 1996 1998 1996 1996 1996 
1995 

Vel'llltlell.endea Gewerbe 1 

Betchartogte Land p- 3,3 - 3,5 - 3,3 - 3,7 . 4,3 - 3,9 - 2,8 - 3,8 - 3.9 - 41,41 . 41,4 . 41,8 . 5,4 
Bo.n:l p- 3.0 p- 3 ,0 p- 3 ,0 p- 3,0 p- 3,0 p- 3,0 - 2.3 - 2,7 - 3,1 3,4 - 3,6 p- 3,9 p- 4,1 

Geleosteta Atbeote..wndeo land p- 3,2 . 0,4 - 4,7 . 3,7 . 2,1 - 8,8 . 8,0 . 3,9 - 11,8 . 0,5 . 9,1 . 9,5 . 1,3 
Bo.n:l p- 2.4 p- 2 ,0 p- 5,0 p- 2,0 p- 1,0 ... . 4,6 - 2,4 . 10,5 . 0.7 . 9,5 p- 9,2 p- 1,4 

Lohn- und Gehaltssumme Land p- 0,3 • 0,1 . 3.7 . 1,5 . 0,5 . 2.3 + 6 ,3 + 1,9 . 1,1 . 2,5 + 4,0 - 2,5 - 0.7 
Bund p+ 0,9 p+ 2,0 p+ 0,0 p+ 2.0 p+ 3,0 ... + 3,8 + 5,7 - 3,3 + 0,4 . 0,4 p- 2,3 p+ 0,1 

Umaetz (ohne Umaatzslauer) Land p+ 3,2 + 3,1 • 4,1 . 2,7 + 13,6 - 3.5 . 0,3 - 2.4 - 8,8 + 8,3 . 8,6 7.2 + 8,3 
Bund p+ 3.7 p+ 4,0 p- 1.0 p+ 4.0 p+ 1,0 p- 5 .0 + 2.2 + 0.5 - 8,0 + 6,8 . 5,1 p- 41,5 p+ 8 .6 

lnlandsl6naatz Land p- 0,1 . 2,8 . 2,5 . 5,6 + 9,6 . 7,1 + 9 ,6 - 5,3 - 3,41 + 5,2 - 5,1 - 10,3 + 5.6 
Bo.n:l ... ... . .. ·- ... ... + 1,7 - 1,1 9,4 + 41,5 - 7.0 . .. . .. 

Ausland$umntz Lend p+ 13.6 + 24.8 + 26.6 + 6.8 + 24,4 + 7,4 - 22.6 + 6.6 - 16,7 + 111,5 17,9 + 1,9 + 17.8 
Bund p+ 8,4 p+ 9,0 p+ 5.0 p+ 9.0 p+ 5 ,0 ... + 3.3 + 44 - 4.11 + 11 ,5 0,6 p- 0,1 + 15,5 

Auflrag .. ongang autgeWIIIhltar Land p+ 15,6 + 16,6 + 6.5 + 7.2 + 17,9 - 18.1 + 11 .5 1.6 . 11.2 + 37.8 9,5 + 23,7 . 38.8 
WlniChaftszweoge Btm + 1,1 + 1,2 . 2.5 . 21 - 3.6 - 11 .8 r- 2.2 f• 3,5 r- 8.3 r+ 6.9 5.0 - 2.0 p+ 4,1 

eua damlnland Land p+ 20,1 + 20,1 + 26,4 + 8.7 + 18.8 - 22.8 .. 11,1 - 2.2 - 11,1 + 501 5,5 + 30.8 . 48.8 
Bund + 1,6 - 0,9 . 0.6 2 .2 - 1,9 . 12.6 r- 2,1 r· 5.9 . 10,4 + 3.9 92 . 2.2 p- 0.0 

aadem~ Land p+ 7,3 • 9 ,5 - 16.9 + 44 .. 16.4 . 6 ,9 + 12,4 - 0,7 . 11,3 • 14 8 17,2 .. 9.1 + 1.9 
Btm + 0,1 + 5.7 - 5.7 24 - 6,7 - 10,4 r- 2.2 r+ 0,2 I• 5.0 + 12,1 + 2.1 - 1,8 p+ 11,7 

E~(...,eljjlhrfoch) Land - + 3,4 - - - 8.8 - - - 7,5 - - .. 3.2 - -Btm - ... - - ... - ~ - 6,0 - - - - -
Vcwbetwltende Beuatellenarbeltan, 

Hoch- und Tletbau2 

Baach6!\JgtJI Land - 7,4 - 9,8 10.4 . 8,1 . 8,3 - 7,1 . 7,8 
Bund - ... ... ... ... ... -

Geledille Atbeitastunden Land - 37,0 - 68,0 33,6 + 3,0 - 11,0 - 12,1 + 5,7 
Bund ... ... ... ... . .. ... ·-

Lohn- und Gehaltaaumme Land - 1,7 - 24,0 . 30,11 . 0.2 . 8,1 - 9,3 . 0,3 
Bund ... -· ... -· ... . .. ·-

Baugewerolochar Umutz Land - 23,7 - 35,2 - 30,9 - 12.1 - 11,0 - 5,4 + 3,7 
(ohne Umaatzat....-) Bund ... - ·- - ... - -· 
Auttt~lln!l' Land - 29,5 - 43.3 - 21 ,4 5.7 26,1 .. 25,5 . 6,4 

Bund ... ... - - ... . .. -
Beugenehmlgungen4 

Wohnbau (Wohnungen) Land - 14,6 - 14,1 . 108 - 14.1 - 21 ,4 - 21 ,2 - 16.6 - 22.0 . 23.9 12.9 + 7,0 .. 11,9 - 1,8 
Bund - 23.1 - 33 4 - 29.2 - 32.2 . 25.2 . 30,3 - 22,7 - 17,5 - 19.0 - 7.0 ... - -

NdllwoiYiblu (umbeutar Reum) Land - 17,5 + 10.8 - 31 .8 + 5,5 + 24,8 - 34.2 - 17,4 - 26,6 . 36,2 + 110,2 - 26,5 + 4.8 - 21,3 
Bood - 4.1 + 4.8 . 1.5 .. 3.8 . 34,1 - 16 ,9 - 3,3 . 10,0 20,2 + 19.6 ·- ·- ·-

Elnz:elhan<lel 

Umsaa ("'ldlheBioch Umaatzateuar) Land ... ... - - ·- ... - ... ... ... -· ... .. . 
Bood -· ... - ... ... ... - ... - ... - ... -

G .. tgewerbe 

Umsetz (etnac:hloeßlich Umaall:lteuar) Land ... ... ... ... . .. ... ... . .. ... . .. ... ... . .. 
Btm ... -· ... ... ... ·-· - . .. ... ... .. . . .. ... 

Framdenvetbhr' 

Ank<Mlfte Land + 2,3 + 4,0 • 5.3 0 ,9 . 0,2 + 4,2 p- 5,6 p- 0.9 p+ 4.9 p- 13,7 p+ 0,7 p- 3,7 p- 3.7 
Bund + 3.2 + 0,3 • 3.1 + 0,5 + 4,1 • 4,0 1,6 + 3 ,5 + 1,9 - 1,5 p+ 0 ,41 p+ 1,1 -

Ubemachtungen Land + 2.1 + 1,5 + 2,5 • 3,7 - 0,9 + 4.7 p- 2.2 p+ 0,2 p+ 6,9 p- 13.9 p- 0.7 p- 5,0 p- 1,0 
Bood + 1.6 . 0,5 + 0,9 • 1,7 • 2,1 + 3,1 - 2,8 • 1,8 • 1,5 3.2 p- 1,1 P· 3.2 -

ArbeltsiNIItrt 

ArtleiUlose Land 0,1 1,3 . 0.7 • 1.3 • 3,5 + 5,1 • 7.0 + 10,4 • 12.0 • 9.2 + 9.5 + 10,6 + 9.4 
Bund + 0.3 • 0.5 + 1.5 • 1.9 • 3.5 + 5.2 + 5.7 • 8 .9 • 9.9 + 8.0 + 8 ,8 + 8.6 + 11.5 

Oll- Stellen Land + 12.3 + 12.5 + 0 ,9 - 9,5 5,4 . 7,5 . 1.2 - 4.8 1,9 - 0.2 . 0,2 + 0.7 - 3,1 
Bund + 14,1 + 12,3 • 6.3 + 03 . 0,4 . 0,3 + 3.6 + 1.5 + 1.7 + 22 + 0.2 + 2.6 + 0.3 

Kururberter Land - 51,6 32.2 • 2.3 + 37.2 + 108.0 + 232,3 + 184.7 + 166,1 + 237,1 + 131,4 + 94,8 + 86.6 + 120,9 
Bund 53.5 . 48,4 31 ,6 - 20.4 + 0 .5 + >42.8 • 53,8 + 78 7 + 87.3 + 105.5 + 68.2 + 77.5 + 108.2 

lnaolvenzen 

Anultl Land • 16,3 . 10,1 + 32.8 . 4.8 + 95,5 + 6.2 + 11 .0 3.8 + 27.8 + 108.3 + 18.2 + 82.5 . 1,9 
Bund + 15.5 • 14.7 + 15.4 + 11 .3 + 40.5 . 5.5 + 7,7 + 15,5 + 39 + 19 4 + 12.3 - -

t Betnebe mit 1m allgemeonen 20 ood mehr Beschaft.gten Zur Methode soehe Stabahaehen Benchi E 11 /lb Januar 1995 neuer Berochtskre•s mit-gleiChbaren Vertnderungaraten z:u 1994 
(d h 1111995 ohne doe neu hltllliQekommenen Bereiche) 

2 euf alle Betriebe hOchgerechnele Ergebnisse. zur Methode soehe StehsillChan Benchi E II 1 • E 111 1 
3 Belriebe von Untemehmen m1t 20 und mehr BescNiftogten 
4 nur Emc:hlung neuer Gebaude 
5 111 Behe!tlerOunoutallen mrt 9 und mehr GAstebetten. ohne CempiRQpll!tze 
p z vonauf.ge lehl. r • beochtogte Zahl 
Hinwela: Doe AnQaban beZiehen siCh auf du Bundesgeb181 nach dem Gebietsstand vor dem 03 10 1990 SMI sehtoeßen Berllll (West) m•t em 
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Jahreszahlen 
Sch/eswig-Holstein 

Einwohner 
Jahr (Jahres-

Hents-

mltlet) 
zdler 

Be\1611<erung 

Geburten- Sterbe-
zdler Zlf* 

1000 Ereogolsle je 1 000 Einwolv>er 

1991 2636 6.9 11,0 11.8 
1992 2862 7,1 10,8 11,4 
1993 2687 8,9 10,7 11,8 

1994 2701 6,8 10.2 11,4 

1995 2717 8,5 10,1 11,5 

Ubeftchuß (+) 
der 

Geborenen Wanderungs-
oder gewm 

Gestolt>enen 
(·) 

1000 

. 2 25 
2 33 
3 18 . 3 17 . 4 21 

Otleodiche allgenlei'>btldende Schuten 

Im Erwerbsleben IAI~g& PefS0118111 

Land-
Produ:o. Handel ubnge 

1115· und 
rendes und 0--geumt Forlt-

Ge-n. Verkehr lel&lungen 
wtoudlalt 

1000 

1236 57 361 258 659 
1247 59 360 262 568 
1246 52 362 288 568 
1245 53 383 262 587 
1248 47 352 323 525 

Btuttool'llllndspnxluk2 

SciiUiefinnen/Schuler 1m September., von 100 Sclüllerinnen/SOtem arreiclltan in jeweligln Preisen 111 Preoaan von 1991 

Jahr 
Grund- lnt .. 

Fachhoch· 
und Sonder· Raa I· Gym· gnerten 

_.,. ,. 
ala Haupt- tchulrella jlhrllcha j6hrllcha Erwerbe· 

Haupt· .:hvlan schulen nasoen Gesamt· 
Hall;ll· achul-

mittleren 
und MrU. OM Zvwacha- Mdl. DM Zuwachs- lillg8n 

schulen tchvlan 
IChul- abschluß 

Abscllluß 
lllgemeina rate rate Bvrocfl 

1000 
abeclliU8 Hochschu~ in % ., ,. & 100 ..... 

1991 134 11 48 62 4 10 35 31 25 91 190 + 9,1 91190 + 4,8 112 
1992 135 11 48 62 8 10 36 31 24 97071 • 8.4 93126 • 2,1 112 
1993 139 11 49 62 7 10 36 32 23 99 tl80 + 3,0 92 982 0.2 92 
1994 144 12 49 62 9 10 36 30 24 104 831 + 4,9 9S 352 + 2,5 92 
1995 ISO 11 so 62 10 ... ... ... .. 109339 • 4,3 97449 + 2.2 93 

l..andwlrtJchall 

Vrehbaltand am 03 12 Schlachtungen8 Kuhmilcllataugung Erntin in 1 000 t 

Jahr 
Rinde< 

Schwwlll HOhnar' Rinder Schwetna kg I derunter 
llsg<lsaml M•14:hiU:lhe4 10001 Je Kuh Gattaide KartOffeln Zuckerti)ben 

1991 1473. 458. 1387. 

1992 1435 44() 1397 
1993 1 424. 431 • 1378. 

1994 1396 426 1 309 
1995 1388. 421. 1269. 

8esc:Niftlgle 
(MonaiSdurc:IIIChnill) 

Arbeilef· 

Jahr 

mgeaamt l swn<*l 
Albert er 

1000 Mrn. 

1991 182 122 198 
1992 180 119 192 
1993 171 111 178 
1994 163 104 188 

1895 p 163 p 117 p 157 

1 Ergabnisse dar 1%-Mrkro:ranaUM1'1'1ebungen 
2 ab 1993 wrlaufiges ErgebniS 
3 Gebietsstand vot dem 03 10.1990 

ohne Ammen- und Mutterkühe 
Ohne Trut·. Perl- und Zwerghuhner 

und Jatir 

1000 

• 735 2181 2326 5005 2 257 148 

3129 548 1853 2297 5118 2093 154 
• 431 1 904 2312 5308 1 892 184 

2731 351 1 709 2311 5393 1 928 148 
318 1484 p 2408 p 5858 2151 154 

Verarbe~endes GewertJa7 

I Umsatz 
Lehne CWI&IIer 

(olvw Umsatzateuet) 
Enatgievert><auch 

Btuttosumma ~A~ JnSg&Samt umsetz Kohle I Heizöl I Gas I Strom8 

M1n.DM MrD. OM 1 OOOtSKE' 

s 147 3919 49073 10095 174 1 250 560 399 
5309 4 247 49228 10430 183 1251 596 409 
5072 4327 47 315 9 911 189 1293 620 407 
4953 4370 48688 11253 184 1234 672 414 

I 10001 I Mlll kwh I 
p 4858 p 4321 p 481184 p 12787 p 162 p 887 p 5174 p 3374 

geW81t>tiche und Hausschlachtungen, in· und auslindischat Herkunft 
Be!neba m~ lfllallgemeonen 20 und metu Baschalllgtan. bi& 1994 nach aler WrnschaltszwetgSystematrk (SYPRO). ab 15195 nach n-r Wrtttchafl&zwatgklaasdrkatron (WZ'93) 
ohne Elgeneruugvng 

I 1 Tonne SKE (St&lflkohla-Einheol) ,;. 29 308 MJ 
• reprtsentatlW Vl8hzJhlung 

788 
788 
ns 
899 
715 

BaiNIJPI· 
geweltla 

llesch&ftigle 
am3006 

fn 1 000 

44 
44 
45 

47 

48 
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Jahreszahlen 
Sch/eswig-Holstein 

Wohnungswesen Ausfuhr Framdenvari<ahr3 

zum 
fertoggaslelite Wohnungen 1 

von GOlem 
AnkOnhe Übemachlungen 

Jahr Bau 
Im SOlllien 

Beslandan InS· in in Llnder der gewafb. von 
genehmigte onsgesaml Wohnung~· 

Wohnungen gesaml EU·Linder derEFTA Iichen 
Insgesamt 

Auslands-
Insgesamt Auslands-

Wohnungen' beu2 Wirlschafl gAste gAsten 

1000 1000 in ... 1000 Mln DM 1000 

1991 12 9 II 1158 12656 8882 1715 10888 4037 550 20730 1084 
1992 15 12 18 1171 13158 6175 1751 11070 4 129 492 22118 981 
1993 19 14 11 1 186 II 813 5363 1888 9903 3958 343 211189 735 
199<4 23 19 ·- 1208 12918 5712 I 898 11258 3907 314 21542 690 
1995 20 24 -· -· p 13 629 p7010 p 821 p 11 912 3996 300 21988 665 

Kfz·BaSI.oo4 am 01 07. 
Straßenvarkehrsunf6ne Spar· Soll8Jhl~e7 
mß Personenschaden eintaganS Knegsopler· 

Jahr Insgasami I Krahrlder I Pkw5 I L.l<w 
am31,12. 

Insgasami Holle zum labenaunt&rhaft 
fü1801g8 

Untllle GelOtete Verletzte 
Aufwand Aufwand I ErnplAnger AUfwand 

1000 MoltOM 
ln Moll. DM in Mill. DM in I 000 inMoU DM 

1991 1 490 54 1279 60 18649 351 21631 
1992 1 528 58 1307 84 16429 319 21310 
1993 1571 64 1341 66 15 528 296 20325 
1994 1608 71 1368 69 15483 282 20182 
1995 1844 78 1393 72 p 15 448 p268 p 20465 

Steuern 

51-ralnnahman nach der Steuerver1811ung Steuern vom Einkommen 
Sleuem 

Jahr vom 
veranlagte 

des Bundes des lanele51 der Um58ll. 
Insgesamt Lohnsteuer Einkommen-

Gemainden 
atauer 

Miii.DM 

1991 8951 7685 2781 4332 8825 8214 1 431 
1992 7919 8351 3012 4937 10081 7059 I 837 
1993 8331 9698 3158 5506 10645 7333 1876 
1994 8880 9704 3156 6092 10826 7510 1 447 
1995 9183 8844 3102 6098 10739 8007 1119 

Prelsll'ldiZAIS im Bundesgeblet10 

Erzaugerpreise11 

Jahr 
land-

gewerblicher Wirt• 
Produkle schattlocher 

1991 ~ 100 Produkte 

1985 " 100 

1991 100,0 94,1 
1992 101,4 91,9 
1993 101,4 84.7 
199<4 102,0 86.5 
1995 103,7 ,_ 

1 Erllchtung neuer GebAude 
2 1. FOrdanmgsweg 

für 

WOhn· 
geb4ude 

1991 ~ 100 

100,0 
105,7 
110,5 
112,8 
115,4 

Lebensha~ung ellar lndu1trieerbeß8f 13 

ptlvaten Heushafte 
1991,:; 100 

Brutlowoehanlohn 

daruni er 
Nahrungs- M6nner Freu81l 

Insgesamt mmel. 
Gelr6nke, 

Tabakwaran 

100,0 100,0 868 605 
104,0 103,3 899. 640. 

107,7 105,4 930. 665. 
110,6 107,1 978. 695. 
112,5 108,6 1000. 722. 

19869 1654,5 626,4 
20158 1831,9 sn,1 
22009 2031,6 748.0 
24350 2137,0 780,8 
26765 2 238,1 873.5 

Gewerbe-
Vw· steutK 

braUCh- naCh Clea tandel 
slliUam Ertrag und 

Kaprtal 

125 1062 20990 
117 1235 22081 
44 1182 23873 
39 1 179 24 786 
41 1 178 26367 

LOhne und Gehtltef12 

Angestellle in lnduSlne 13 und Handel, 
Krad~onstrt111en und Versicherungsgewerbe 

Bruttomonatsgehalt 

kaulmAnnlsche IeChnische 
Angelteitle Angeslente 

Manner I Frauen Mannet 

DM 

4539 3192 5323 
4808. 3330° 5453. 
5071. 3533. 5724. 
5233. 38n • 5911 • 
5405. 3858. 8115 • 

3 nur Beherbergungsstlttan mot9 und mehr Glstebetlen, eonschliaßllch Kindarheime und Jugendhatbergen 
4 Kn~hfahrzeuga motltntlichem Kannzalchen, ohne Bundasposl, Bundesbahn und Bundeswehr. ab 1994 nur ohne Post und Bundeswehr 
5 eonsc:hliaßlich Kombonatoonsl<reflwagan 
I ohne Pos1sparaonlagen 
7 Ooa Angaben ab 1994 sond nicht dlr&k1 m" den VOfjahran vergleichbar, wert seot 01.11 ,1993 doe Angeben fOr Asylbewerber gesonden ausgewoesen werden 
I aonsc:hloeßlich Llndarfinanzausgleoch sowte Bundesarganzugs:ruwalsungan 
• eonsehlleßloeh Ihrer Krenkenh6user, aber ohne Eigenbelriebe und Zweckvwt>lnde 

10 0oe Angaben be%18han sich auf das Bundesgeboet nach dem Gabletsstand vor dem 0310.1990. Soe scnloeßen Be~ln (Weat) m~ em. 
1 ' ohne Umsall· (Mehrwel1·)steuer 
12 Durchsehnoll aus den 4 Banchlsqua11alan 
13 eonsc:hfoeßloch Hoch· und Tiefbau m~ Handwerk 
14 Endgehalt die Angaben gehen fur V&rhelralete mrt einem Kind Inklusive Kindergeld, ohne Stellenzulage 
e Doa Zahlen ab 1992 (neuer Ballchtskrets) sind mo1 den davortoegenden Ergebnissan noch! voU vergleiChbar. 

Stallstisches Landesamt Schleswig·Holstein 11111 Statostosche Monatshefte/Zahlenbeßage 9/1996 

123,5 87,7 
131,4 109,5 
143,6 118,7 
84,1 122.4 

-· 121,9 

Schulden 

der Gemetndan W1d 
Gemeondewrblndaa 

Kmil· 
insgMam1 merk1· 

mlttef 

4058 3188 
4228 3331 
4529 3577 
4681 3716 
41118 3859 

Offentliehet Dienst 

Bruttomonatlgahanu 

Beamle Angestellte 
A9 BATVIII 

(lnspeklor) (Bürokraft) 

4048 3020 
4284 3200 
4411 3294 
4<198 3359 
4639 3484 

5 



Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

199o4 I 1995 

MonatiCNrchlcinll 

BEVOU<ERUNG UND ERWERBSTlllGKEJT 

• Bev61ken~ng am Monlltnnde 1000 p 2701 p 2 717 

• NatOrUche Bev61kanmgobewegung . Ehelchf,aßungen Anzahl p 1 525 p 1 473 
/8 1 000 Einw. und 1 Jahr p 8,8 p 8,5 . Lebendgeborene Anzahl p 2295 p 2 286 
je 1 000 Eu,.., und 1 Jahr p 10,2 p 10,1 . Gestorbene (ohne Totoet>or-) Anzahl p 2 564 p 2607 
/8 1 000 Einw und 1 Jall( p 11.4 p 11,5 . darunter m w.ten Lebeiltjahr Anuhl p 12 p 11 
te1 000 lebeo~ p 5,2 p 4.8 

Ubenclluß der Geborenen(+) Anzahl p. 289 P· 321 
oder GasiOibenen (.) jll 1 000 Einw und 1 Jahr p- 1.2 P· 1,4 

WUidaNngen 

Obw doll landMgrenze Zugezogene Anzahl 9681 9567 
dMJ'IIer- dem Ausland Anzahl 3967 3890 . Obw doll L.rdellgrw1za FOI1gezogene Anzahl 11288 7 823 
dMJ'IIer on dM Auatand Anzahl 1 533 1238 . Wanden.ongogewonn (+)und -vertust(·) Anzahl + 1395 + 1 744 . imertllllb deo landu Umgezogene' Anzahl 10851 11102 

Wanden.ongsltlle Anzahl 281117 28491 

ArtMitetage . AIWt!IIOM (Monataendl) 1000 102 102 
darunter Mtnner 1000 59 511 . Kururbe~er (MonetJm~te) 1000 6,3 3.1 
darunterMinner 1000 5,2 2,5 

Offene Stenen (Moneta.lde) 1000 10,6 12,0 

LANDWIRTSCHAFT 

VIehbeetend 

Rndvoeh (e~t~ldllilßhch Kalber) 1000 13961 13961 

danJI'IW MolcH<I.III 
(ohrle Ammen- und Muttll"lcllhe) 1000 426° 421° 
~ 1000 1 30111 12691 

dMJ'IIer~ 1000 125° 1181 

dMJ'IIer trtchbg 1000 68' 83" 

Schlachtungen 

Rinder (ohneiWw) 1 OOOSl 29 26 
Kalber 1 000 Sl 1 1 
Schwetne 1 OOOSt 142 121 

darunter HautiChlacNungen 1 OOOSt 1 1 

• Schlachtmtnge2 auo gewerblichen Schlachtungen 

(olvle GellUQal) 10001 22,3 19,5 . darunter Ronde( (olvle Kalber) 10001 9,1 8,1 . Kalber 10001 0,1 0,1 
Schweone 1 OOOt 12.8 11,0 

Durchochnlttllches Sehtechtgewicht IOr 

Rinder (ohne Kalber) kg 314 311 
Kalber kg 131 130 

Scnw- kg 91 91 

Ganogat 

~ 1000 30721 211793 
Ge!IUgel1ersch. 1 OOOkg 53 59 

• Maleherzeugung 10001 193 201 

darunl« an Mo....,._ und Handler geheiert " 116 96 
Mtk:hlelllung je Kuh und T eg kg 1U 15.6 

1 ohne annllf'halb der Gemetnde Umgezogene 
2 eaniChltellldl Schlacht!ette, Jedoch ohne lnnerelll'l 
3 '" Batneben bzw '" Unternehmen mrt 3 000 und mehr Hennenhaltungsplatzen 

1995 

Ma• I .kn I 

p 2714 p 2718 p 

p 2782 p 2296 p 
p 12,1 p 10,3 p 
p 2286 p 2291 p 
p 9,9 p 10,3 p 
p 2655 p 2 381 p 
p 11,5 p 10.7 p 

11 15 
p 4.8 p 6.5 p 
p - 369 p- 90 p 

p - 1,6 p- 0,4 p 

9843 9620 
... 293 4191 
7 270 8318 
1019 1242 

+ 2573 + 1302 
10681 10267 
27 99o4 28205 

117 97 
56 58 

2,0 2,0 
1,5 1,5 

13,9 13,11 

1399 

403 

23 22 
1 1 

127 124 
1 0 

19,0 18.7 
7,1 7,0 
0,1 0.1 

11.6 11.3 

312 314 
130 133 
92 91 

30172 23878 

229 204 

98 98 
17,4 16,1 

4 euo Schlachtungen ~nlandaiChen GellUgeil'" Sehtachterelen m~ eaner SchlachtkapazJtat von 2 000 und mehr Taenon 1111 Monat 
8 Oez«nber 
• D•eH Posrtaonen werden m .Zahlenspoegel' .,, ... Stai>St.schen LancfesAmtiK varOIIenlhchl 

1996 

Juli Apnl 1 Mal T Juno I Juli 

2 716 ... - ·- -

1689 .M ... . .. MO 

7,3 ... ... ... . .. 
2 496 ... MO ... .. . 

10,8 ... OM - -· 
2 458 ... ... ... . .. 

10,7 ... -· . .. . .. 
10 ... ... - ... 

4.0 - ... ·- ... 
38 ... ... ·- . .. 
0.2 oM ·- ·- ... 

10718 ... ·- ... . .. 
4 419 ·- ... - ... 
7945 -· ·- ... ... 
1413 - ·- - ·-

+ 2 771 ... ·- - ·-
11608 -· ... ... ... 
30269 - ... - -· 

101 111 105 107 110 
57 68 62 82 64 
1,4 8,0 4,11 3,7 3,1 
1,2 6,9 4,1 3.0 2,6 

12.5 15,0 14,7 14.0 12,1 

1 412 

405 

·. 1245 
117 

111 

18 22 29 28 30 
0 0 1 1 1 

112 112 112 104 110 
0 0 0 0 0 

15,9 17,2 19.5 17,6 19,4 
5,5 6,7 8.9 8 .0 9.2 
0,1 0.1 0.1 0,1 0,1 

10,1 10.2 10.2 11.3 9,8 

315 310 312 311 311 
133 135 137 149 131 
91 92 92 90 90 

24916 211941 30923 29265 28903 . 
196 - - - ... 

96 ... ... - ... 
14,9 ... ... - -

e Stabsbsches Landesamt Schleswtg-Holstetn M Stabstische Monatsherte!Zahlenbealage 9/1996 



Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1994 I 1995 1995 1996 

Monetldutthlchnrtt Mai I Juru I Jul• Apnl l Mal T Juni I Juli 

PRODUZIERENDES GEWERBE 

Vef81beltendu Gewerbe 1 

. Beschatbgte (eNChll8ßllCh Uihgerlnhllber) 1000 p 155 p 153 15-4 154 15-4 147 147 147 148 . daturfw Atberter und gewart>hch Auazubddencle 1000 p 99 p 97 97 98 . 98 92 92 92 92 

. GeleiStete Atbe•tiM'Itunden 1000 p 13415 p 13118 13583 13378 11 1167 12346 12344 12108 11709 

. Lohnsumme Mill DM p 397,7 p 404,7 404,9 434,5 395,6 383.5 422,0 413,1 388,4 

. Gehebsumme Mtll DM p 351,2 p 360,1 351 ,0 3931 347,8 353.8 3&4,1 394,1 349,4 

. Umutz (ohne Umutzst-r) Moll DM p 3880 p 4082 4100 4327 3458 3869 3 749 4 013 3 744 

Inlandsumsatz M1U DM p 2943 p 3018 2993 3251 2694 2890 2840 2917 2844 . Auslandsumsatz Moll DM p 936 p 1066 1107 1075 764 979 909 1098 900 

Kohlevelbreuc:h 10001 p 15 p 14 

Getverbnluch Mll kWh p 455 431 

Stadt· und Kokere~Qat MiltkWh 

Erd- und ErdOigas Mdl kWh 

Heu:OIYerbriiUCh 10001 p 73 p 74 

leiChtN HeozOI 10001 p 8 p 6 

Kl1weres HeizOt 10001 p 87 p II& 

Stronw81tlt8Uetl MlllkWh p 315 p 315 315 315 294 326 311 303 404 

Stromerzeug<.W>g (Industrielle EigeneruugLW~g) Moll kWh p 37 p 34 34 24 26 34 28 27 28 

. Index der NettoproduktiOn fur Betriebe 
Im Produzierenden Gewert>e2 1985 100 ... . .. -· ... ... . .. . .. . .. . .. 

OtrenUiehe Energleveraorgung 

. Stromerzeugung (brutto) Moll kWh 1530 2 331 2369 2064 t5n 2569 2171 1 891 2477 

. Stromvettßuch (eNChhellllCh Veriuste, 
ohne Pumpstromvettßuch) Mdl kWh 1024 1030 1031 932 915 956 859 912 926 

Gaserzeugung (netto) 1 ooom• 1894 2607 

Hllndweril( M.azalllen )1 :. VJ. es 2.. Vj.N 

~· (eon.chheßhch tat .gar Inhaber) 
.." Ende dn v..ne,etna 30 09 1976 a 100 114,3 114.4 110,3 -

Umutz (ohne Umutzat....,.) \Ii .o 1976 a 100 233.1 229.5 232.6 -
Baugewerbe' 

Vorbarartende BaustellenetbeKen. Hoch- und T i8ft>au5 

Be.chartJgta (811'1Khhelli1Ch IIttger Inhaber) Anzahl 45547 45811 45566 45842 42028 42011 42321 42355 

Geleistete Atbellastunden 1000 4443 5085 5268 4 434 4 523 4 524 4628 4886 

darunter !ur 

Wohnungsbauten 1000 2128 2391 2471 2055 2109 2103 2195 2225 

gewetbhche und industnelle BautanS 1000 1 110 1315 1 355 1174 1062 1078 1 039 1024 

V8fl<llhB· und Ollentliehe Bauten 1000 1161 1 337 1347 1169 1 316 1 343 1 342 1388 

Lohnsl.mme Mdl DM 146.8 158,4 148,1 150.6 133,0 143,3 132,0 150,5 

Gehe~asumme Mll DM 334 31 ,9 34.0 332 31 .3 31 .6 33.1 32,7 

Beugew.rollchel Umutz (ohne Umsatzsteuer) M11I. DM 51M.O 622.0 706,5 664.1 487,0 553.11 6884 688.4 

~ang7 Mill DM 3341 405.2 392,0 307,1 280.3 299.3 492.0 287.4 

B-...ateltall()tl LWid eonatoges BeugewertleT 

BeschMI.gte Anutll 12065 12126 12 331 12157 

Gelallteta Arbeaastu'lden 1000 1 347 1 373 1348 1413 

LCJM. und Gehalttaunme Miii.DM 45.7 48.0 48.9 49,9 

Baugewerblocher Umaatz (ohne Umaatzsleuer) Mlll DM 118.3 141 8 142,4 153,6 

1 Betrtebe mrt 1m atlgeme.nen 20 und melv Baschatl.gten ZIJf Methode stehe Statosu.chen BeriChtE 11 Ab Januar 1995 neuer Berichtskra•s nach neuer Wtrlschaftszwe'I}Abgtenzung 
(e.nscht Recycllng und Vet1agsgewertle). fur davorhegende ze,traume wlfd8lrnl RUckrechnung nach neuer Abgrenzung VO<genommen. allerd•ngs hegen fur dte Bered~& Recydong LWid 
Vngsgewerbe ke111e Daten vor, 10 dell doe Vergletc:hbarkert e111gesclvankt ISt 

2 Ohne Ausbeugewerbe. Gas-, Fernwanne und Wasserversorgung 
s ohne handwerkloche Nebenbetnebe 
• ab 1995 1n der Abgrenzung nach der Klassrflkahon der Wtrl.chaftszwe.ga, Ausgabe 1993 (WZ93) 
5 auf eile Belriebe hochgereChnete ErgabOISSt 
6 eNChtoeßhch Unternehmen der Bahn und Post 
7 Betrlllbe von Unternehmen mrt 20 und mehr Basc:Nf\Jgten 
"Doeae PoaHoOnen werden 1m .Zahlen•P'8Qer eller StallStosehen Landesamter verolfenttlCht 

St.allstt$Ciles Landesamt Schleswtg·Holste1n äll! St.atJsUsche MonatsheneJZahlenbellage 9/1996 7 



Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

BAUTAnGKElT 

BaugenehnVgungen 

Wohngebaude (Errichtlllg neuer Gebaucle) 
dalu>ter m1t 
1 Wohnung 
2Wohnungen . Raumlnllllh 

Wohnlllc:he 

Ndltwohngeb8ude (Emchtung ,_ Gebtude) . Rauminhll 
Nutzllec:lle 

~ 1nsgeumt (811e 8-..maßnalvnan) 

HANDEL UND GASTGEWERBE 

Ausfuhr 

. Auttl« inlgeMml 

davon . GUterderE~ . Guter dar gewerbliChen INttBcN1I 

davon . Rohstoffe . Hallwlll*'l . F~ 
davon . Vorerzeugrune . Enderzeugnoue 

nec:h eusgrNtllhen V~ . EU-Uinder 

da'\.wller Ntederlande 
Frwlkreich 
VWIN1IQ!el KOnogreich 
Danemll<k 

ElnDihandeleumdta (Melzllhl) 

&.t~(M.auhl) 

Fremdenv.,bhr ln Beherb4trgungaaUitten MI 8 und mehr 
Glaltlbetten 

. Mkl:lnfl• . darunter von Auslandsgasten . Übemechll.lngen 
dalu>ter von AuslendagJislan 

VERKEHR 

SM&Chllfll!lrt1 

Gut....,pfang 
Gut~ 

BlnnenKhltfahr1 

. GUtenwnpfq . ~ 
• Zulnaungen fabclkneuer Kreftfahruuge2 

clarwder Krallrlldet . Personenkraftwegen3 

lulkr.ttwegen (etNChbe4hch m4 Speztalaulbolul 

SlreBenverttll!lreunfllle . Unfalle m~ Peraonensc:Mden . GelOtete Personen . Verlel21e Personen 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

1 OOOm" 

1 OOOm" 

Anzalll 
1 ooom• 
1 OOOm' 

AnzM1I 

Mill. DM 

MiU.DM 

Moll. DM 

MtA DM 
Mtll DM 
Mill.OM 

M1llDM 
Mtl1 DM 

Mili.OM 

MiD DM 
MtllOM 
Mtli.DM 
Mill DM 

1986 • 100 

1986 .. 100 

1000 
1000 

1000 

1000 

10001 
10001 

10001 
10001 

AnzM1I 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

199-4 I 1995 

MonatldUrl:Nct1nltl Mal 

854 683 748 

632 494 S4.c 
118 94 110 

868 730 738 

162 138 137 

110 112 103 
624 515 533 

91 64 85 

21<45 1879 1806 

10785 p 1 135,8 1214.4 

138,4 p 143,1 137,3 

938,1 p 9927 1077,1 

19.7 p 2<4,1 18,5 
62.5 p 63.7 58 . .tl 

858,0 p 904,9 1 000,2 

13<1.5 p 132,8 152,9 
n1.s p 772,1 647,3 

476.0 p 564.2 567,4 

92.3 p 94.3 95.0 

83,9 p 82.8 91,7 
756 p 76.8 76.6 
73.9 p n1 69.6 

140.0 - ... 
123,7 ... -

326 333 431 
26 25 27 

1795 1832 2206 

57 55 62 

1 862 1 905 1908 
1004 1066 1045 

181 179 197 
213 207 186 

9920 10204 11972 

544 578 1 122 

8574 8783 10393 
555 593 651 

1289 1299 1482 
24 22 19 

1682 1 721 1 901 

1 ohne Etgengewic:hte der els Verl(ehramtttal m FlhNerl(ehr transporttel1om Etsenbllhn· und Slraßenfehrzeuge 
2 mrt ernUIChem KennzeiChen. ohne Bundespost Bl.l'ldesbahn und Bundeswehr 
3 etnschlteßhch Kornb<netiOnakraftwegen 
• 0- POSttoonen wttrden m .Zahlenspteger aller Stat•s~ Lllndes3m1e< verOI!enUichl 

1995 1996 

I Juoe I Jult Apnl 1 Mai 1 Juni I Juli 

728 650 820 867 794 804 

539 ~1 644 656 609 653 
101 97 97 113 93 83 

767 717 764 803 830 729 

145 13<1 146 153 159 139 

125 142 106 87 104 137 

479 731 765 392 502 575 
88 125 114 65 82 106 

1910 1822 1778 1 829 2 056 1704 

1127,9 1018,6 - - - ... 

145.4 100.7 ·- ·- ... ... 
982.5 917,9 - ... - -· 

26,8 23,2 -· ... ... ... 
50.4 64,7 - - ... -· 

905,4 830.0 ... ... .. . . .. 

125.1 147,4 ... ... ... -
780,2 682.6 ·- - ... -
579,0 547,3 -· -· - -
647 80,8 ... - - ... 
894 79.2 - ·- - ... 
78.4 76.2 - - ·- ·-
75.4 62.3 ·- - ... ... 

... - ·- - ... -. 
- ... - - - -

462 526 p 312 p 434 p 46-4 p 506 
30 48 p 23 p 28 p 33 p 51 

2696 3 721 p 1562 p 2190 p 2 560 p 3664 
64 97 p so p 59 p 66 p 96 

1 840 1939 ... ... - ... 
1 049 991 - ... - -

206 194 174 195 195 -
238 173 178 240 221 ... 

12481 9101 131)3.4 12879 12772 -
790 682 1621 1271 1098 ... 

10752 7673 10486 10648 10735 . .. 
607 496 582 621 599 -

1634 1482 1048 r 1272 p 1300 p 1 223 

25 29 22 r 19 p 24 p 23 
2192 2025 1 3<15 r 1632 p 1 719 p 1676 

8 Stat,s1Jsches Landesamt SchlesWtg-Holsletn M Sta1Js1Jsche Monatshelte/Zahlenbetlage 9/1996 



Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1994 I 1995 1995 19911 

Monatsdwchldvult Mal I Jun1 I Juli Apri I Mal I JUN I JuU 

GELD UND KREDIT 

....,..".nzen 

lnsolvenzen NQMimt Anzahl 83 73 80 40 104 99 70 73 
Unternehmen Anzahl !;1 59 80 34 69 81 53 $8 . ubrlge Game.,sehuldnef Anzahl 12 1~ 20 6 35 18 17 15 . Beantl8gta Konku!Se Anzahl 83 73 80 40 10~ 99 70 73 . darunter mangels Masse abgelehnt Anzahl 41 50 5!; 25 84 63 54 51 

Knldlta und Elnlagtnl 4-Monala-
durelladvlftt1 

Kr-'•tr an Mehlbanken 111agesamt Mti.DM 113824 124631 - 123 434 - - - -da'IJOt()r 
KnKSaeZ ." lnland!sc:he Niehlbenlcen M•D DM 111912 122658 - 121 414 - - - -

kUrztristigo Kredlte (bis zu 1 Jahr) M1H DM 13061 14 735 - 14 639 - - - -
." Untamehmen und Pnvatpersonen MIU.DM 12$81 14 ~39 - 14401 - - - -
an OllentHche Haushalte MJ DM 380 298 - 238 - - - -

mlllel!ristlge Kredite (1 a 4 Jahre) Mti.DM 6 23<1 7424 - 7243 - - - -
an Untamehmen und Pl'Miip6ts0nan Mt!l DM 5150 5 534 - 5288 - - - -
111'1 Ollentliehe Haushalle M.U.DM 1084 1 880 - 1955 - - - -

llnglrislige Kredite (mehr als 4 Jahre) M.U.DM 112 889 100500 - 99532 - - - -an Untamehmen und Prfvatpe<sOnan M.U DM 68437 74830 - 73874 - - - -
an 611entllc:he Haushatte Mlfl DM 24179 25889 - 25658 - - - -

Einlagen und au!genommene KrecllleZ 110t1 NiChtbanken Mtll DM 79 20!1 81741 - 80162 - - - -
Siehtanlagen und T11m101gelder 

von lnt41ldischen Niehtbllnl<en MIU DM 54635 55226 - 54068 - - - -
von Unternehmen und Pnvatparsonen M1ft. DM 48883 49252 - 48201 - - - -
von Olfantllchen Hausha~en M1ll DM 5952 5965 - 5868 - - - -

Spatetnlagen MIII.DM 23268 25376 - 24 909 - - - -· 
von Unternehmen und Pnvatpei'IOOIIn Mili. DM 22 914 25001 - 2~530 - - - -· 
vcn Olfenttichen Haushalten M1ß DM 352 378 - 379 - - - -· 

STEUERN 

st-raLifkOmmen nach der st-rart Vlarteljllv-
dufchectu\ltt 

2. Vj.IS 2. V) • • 

Gem ... seh&rtsteullm M~lDM 4282 4277 - 3843 - - - 3897 
Lohnstellar l.llll.DM 1878 2002 - 1n6 - - - 1740 
\'8rllf\lag!e Einkommenstauer M.U.DM 362 280 - 202 - - - 215 
ndlt ve<anlaille Ert18gsteuer Mili.DM 105 78 - 48 - - - 48 
Z...ubcchlag M.U.Dt.t 57 53 - 3S - - - 32 
t<Orperschallst- MID.DM 305 272 - 285 - - - 291 
Umsat2$teuer M DM 13S5 1404 - 1324 - - - 1212 
Einfuhrumsatzstellet Mlli.DM 168 120 - 109 - - - 100 

8\Mldes$teuem Miii.DM 80 253 - 223 - - - 208 
Ver11c:herungsteuer Miii.OM 38 48 - 25 - - - 24 

l..andMsleuem Mill DM 291 295 - 284 - - - 294 
VarmOganateuer Mll. DM 49 57 - 47 - - - 53 
Grundelweftllleuer !.UDM 81 55 - 51 - - - 53 
Kraltfahneugsteuer Mdl DM 127 127 - 136 - - - 136 

Gemarndesteuem Miii.DM 419 424 - 418 - - - 456 
Grundsteuer A M1U DM 8 8 - 8 - - - 8 
Grundsteuer 8 M1tt.OM 96 101 - 93 - - - 100 
G-ate-nach Enrag und Kaprtal (brutto) Mtii.OM 295 295 - 2112 - - - 327 

st-rvertallung auf Clte Gebleakl>rperachalt 

SteulltWmahmen doa Bundes Mil DM 2220 2291 - 2063 - - - 1899 
8unde::lnloH an den Gomc<nschansteuem Mi! DM 2159 2038 - 1840 - - - 1691 

Lohnsteuer t.tiiLDM 798 851 - 755 - - - 739 
wtanbgte Eill<ommenst-r MiD.DM 154 119 - 88 - - - 111 
t<Orpetschaftst- Mill. DM 153 136 - 142 - - - 145 
Umsatz· und Elnluhtumsall.steuer Miii.DM 959 854 - 802 - - - 663 

Steuorelnnahmen des Landes• MI&. DM 2428 2481 - 2290 - - - 2400 
L&ndasantell an den GemelnKha~ Wl DM 1991 2117 - 1968 - - - 1955 
Lohnstauer und Lahnlta--'egung MII.DM 1000 1045 - 942 - - - 180 
-•nlagto Einkommensteuer Mol. DM 151 115 - 82 - - - 85 
KOrperac:haltcteuer M!ll DM 144 125 - 132 - - - 133 
UmNtzsteuer Mil DM 592 810 - 599 - - - 844 

Steuereinnahmen dot Gemelnden/GemeindeVIItWnde Mh DM 789 776 - 713 - - - 882 
Gowetbesteuer nach Ert18g und Kapital (netto,S Mll DM 242 m - 229 - - - 269 
AnteH an der LOhn· und veranlagten E111kommenateuer Mil DM 423 417 - 418 - - - 405 

' Bestand an Kre<Silen und E1ntagan am Monatsende D•a Angaben umlasnn d•e tn SchleaWIQ-Hollllelll gelegenen N•edertassungen dar zur monatliChen 8•1anzstllt5Uk benchienden 
Kr-'•t111sl•tute. Ohne Landeszantralbank, Ohne die Kted~ganoesensc:ha~en (Ra•flalllen). denon 81lanzsumma am 31 .12 1972 wen•ge• als 10 M•H DM betrug, so- d•l PostSCheck• und 
Postaparkusenamter Ab 01 .01 1986 etnschtleßtlch RatHetsenbanken 

2 elllsehheßllch durchlaufender Kred1te 3 Durchsehnrtt aus den BestAnden in den Monaten Marz. Juni. September, Dezamber 
• 8t11schlleßUc:h LAnde<1",."zauegtek:h so- BundesergAnzungszuwe1sungen s nach ~UO der Gt~we!besteuerumtage 
• Diese PosH10nen werden 1m ..Zahlensptegel" an er Stallshschen LandesAmter verOifenUICht 

StatiSttsches Landesamt Schleswtg·Holstem 11111 Stat1sttsche Monatshefte/Zahlenbeulage 9/1996 
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Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

PREISE 

p,..ialndaxzilf""' Im Bundugebla11"1 oll 100 

EMb'prew 

AusfulvpreW 
P1111alndex fix den war-ongang du Pr~ Gewa<t>u12 

1985 A 100 

Eneugerprelaa 
gewerbliCher Produktr 
landwirtseil8ft I !Chef Produkte1.2 1985 a 1 oo 

~~~~~. Nabal. 8aJeoaUv!n 8111 Gall&de1 

Etnkllulolpreoaa ~ Belnebsmitlel (Ausgabenondex)1.2 
1985 11 100 

Enz~ 

Preosnlex u cfie Lebenlhalhxlg eler pnvatan Haushab 1 

dan.ntaru 
Nlllwungamotlet, Gelranke. T~1 
BeklaodiM'Ig. Sd1uhe' 
Wotn.rogamoetan1 

Energ• (Ohne KniiiiiOI!e) 1 

MObel, H....twllagertle u e Güter lllr doe HauahallsfilmJn 1 

LOHNE UNO GEltAlTER 
- EllekiNvardoenste 1n DM • 

Altlei!M ln lnduellie und Hoch· und Tiefbau mit Hanctw.tc 

llnJitowoct1eoYardoanste 

m6nnloc:he Altle"• 
clwunter F acherberter 

welblictle Arbetier 
dan.r'ttar HoMArtleller . BrutlottundenYeoenata . miMJlche Altlelltlr 
dann.-F~ . W8Ciiclle Albelter 
~ HoH..tle~er 

beUhlte~ 

rninnlic:tw Albeoler (SUiden) 
weüche Altlell8r (Slunden) 

An~llta, lltuttomonetevetdlenele 

ln lndlatnel.r1d Hoch· und T~ mt Handwerk . k8ulmlnrloeehe Angettellta . miMich . welblocn 

. teeMosche Angastellle . mtnntiCil . weibliCh 

111 Handel, KredittnltJMeo l.r1d Veral<:l'lerungSgew 

. kaufmann!Khe Angeatel~e 

mennlocll . weilloch 

tec:tvac:he Angelteine 

mlnnhc:h 
weobkh 

111 lnduslnl', Handel. ~ollnltotuteo L.nd V~ 
zusammen 

kaJimtnnoSCile Angeateille 

mhliiCil 
wetblodl 

tac:hnolehe Angestelne 

mennhc:h 
waobhc:h 

199oe I 1995 1995 

MonatiCkJrthiChnllt Mao I J.n I 

98.9 97,3 97 4 97.2 

101 ,6 103.3 103,3 103.4 

89,3 91 ,8 92,0 91,9 

102,2 104,0 104,0 104,1 
86,5 87,1 90,4 89,6 

112 8 115,4 115.7 

100,9 102,2 103.2 102.8 

105,8 106.7 108.9 107,0 

110,6 112,5 112 4 112.8 

107,1 108.8 1092 109,5 
107,4 108.4 108,3 108.3 
118,7 121.3 1209 121.3 
1022 101 ,4 101 ,5 101.5 
108.2 109.8 109.8 109,9 

978 1000 99oC 
1024 1050 1045 

695 722 717 
863 688 682 

25,00 26.00 25,73 
26,44 27,43 27,13 
18.31 19,10 19,03 
17,34 18.08 17,98 

38.9 38.3 38.8 
37.9 378 37,7 

8006 6203 6151 
4128 4316 4266 

8150 6355 6289 
4184 4 356 4 321 

41192 60&4 5035 
3500 3679 36011 

4 302 4466 4439 
3417 3521 3678 

5233 5405 5374 
36n 3856 3 791 

5911 6115 6055 
4067 4236 4220 

1 o .. Angaben beZiehen •ocllauf det Bl.r1duget>Jet nach dem Geboettstand vor dem 03 101990 S• ac:hhaßan Be<1on (West) mtt eon 
2 ohne Umsatt-(M ......... ert·)IIIIUI( 
, eJOac:hJJeBiocll Hoch· l.r1d T•lbau m~ H811dWet1t 
• Doese Pos~oonen W«den rn .Zehlensp•eger aller Stet.ostoschen Lenclestmtet verolleothc:ht 

1996 

Juli Af'(~ r Ma. l Juni I Juli 

96.6 98,2 98,1 97,4 -
1035 103.7 103,8 103.6 -· 
91,8 90,9 91,1 - ·-

104,1 103,5 103,5 103,3 ... 
87,2 - p89.3 ... -. 115,5 

101 ,6 105 1 108.0 - -
106.8 107 8 107,7 107,6 107.6 

113.1 1138 114 1 114,2 114,6 

109,1 109,9 110 0 11 0,2 110 2 
108,3 109.1 109,3 109.2 109,1 
121 ,5 124,1 124,5 124 8 125,0 
101.0 99,4 98,3 98.0 98,6 
110 ,0 110,9 110,9 110,9 111 .0 

1017 ... 
1067 ... 

730 -· 
694 ... 

26,15 -
27,58 -
19.31 .. 
18,25 -
38.9 ·-
37.8 -

6231 -
4 352 ·-
6401 -· 
4378 ... 

5055 -3 703 -
4501 -
3410 -

5405 -
3 882 ... . 

616 1 ... 
4233 ... 

10 Stabsbsches Landesamt SchleSWJg-Holsteln 3111 Stabsbsche Monatshelte/Zahlenbe•lage 9/1996 



KREISFREIE STADT 

Ktei:l 

FLENSBURG 

KIEL 

LUBECK 

NEUMUNSTER 

Oslho~tafl 

PIIVlllberg 

PIOn 

Rendsburg-Ecl<errtonla 

Sch18SWJQ-Flenlburg 

Segabetg 

Slmbl.rg 

Stormam 

Sc:hleSWIQ·Holslelll 

BevOikBrung em 31 12 1995 

11\SgHaml 

87 276 

246033 

216986 

82028 

133 428 

170058 

159048 

197 378 

282 538 

125391 

258040 

188129 

237 083 

133184 

208861 

2 725 461 

vw~~ .-. 
1-----~----1 Uborschuß der Wanden•111s- BevOlken.rlQS 

Vormanal I VCI}Dos- Geborenen (+) gewom (+) zi.IIBhme (+) 

monal' oder oder oder 
1-----...JL------1 Ge51orbenen ·verlust .. bnahrna 

(·) (-) (·) 

0.2 

0,1 

0,1 

+ 0,0 

0 ,0 

+ 0,0 

+ 

+ 

+ 

0 ,1 

0.0 

0,0 

• 1.2 

+ 0.1 

+ 00 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ 0,1 

0,0 

+ 

0,8 

0,2 

0,1 

+ 0,0 

+ 0.3 

+ 1,1 

+ 

+ 

+ 

0.9 

0.5 

0,6 

+ 0 .7 

+ 1,0 

+ 1,0 

+ 1.3 

+ 1,0 

+ 1,0 

+ 0,8 

32 

56 

123 

36 

53 

78 

29 

106 

94 

36 

53 

78 

31 

85 

101 

991 

114 

180 

21 

40 

+ <15 

+ 122 

+ 127 

+ 133 

+ 201 

• 1429 

+ 235 

+ 164 

+ 370 

+ 100 

+ 

+ 27 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

146 

236 

144 

.. 
8 

.... 
98 

27 

107 

• 1485 

+ 182 

+ 86 

+ 339 

+ 

+ 

15 

133 

Kreiszahlen 
Sch/eswig-Holstein 

Strar.etlver!<etnurlfllle 
m~ Peraonensch:l:len m Junl 1996 

(vor!Autoge Zahlon) 

33 

145 

101 

39 

73 

71 

100 

87 

119 

57 

135 

76 

109 

63 

92 

1300 

6 

5 

3 

2 

24 

42 

183 

117 

50 

102 

94 

149 

118 

144 

70 

192 

104 

144 

81 

129 

1719 

Ktattfahrzeugbeslal1d5..., 01 07 1996 

KREISFREIE STADT ~--------~--------~---------+----------~-

KreiS 

FLENSBURG 

KIEL 

LUBECK 

NEUMONSTER 

011hmarac:hen 

Herzogtum LauenbUrg 

Nontfnealand 

Oalholstef1 

Pf1118berg 

PIOn 

Rand~~Qg-Eckemforde 

SchlelwiQ-FIWislug 

Sageberg 

Stef1bw'g 

Stormam 

Belnebe am 
31 071996 

53 

105 

113 

66 

61 

102 

49 

76 

179 

36 

109 

73 

186 

75 

164 

1449 

' n8Ch dem Gabletutend •om 3112 1995 

Beschaltigte ..., 
3107 1998 

8811 

15922 

15791 

7469 

6643 

7675 

2759 

5487 

17283 

2559 

7 715 

4199 

16968 

7640 

19014 

145 735 

Umsatz4 im Jull1996 
Mtii.OM 

369 

236 

321 

108 

363 

143 

59 

142 

474 

45 

155 

113 

469 

223 

522 

3 744 

fl$· 

gesaml 

.... 411 

121 923 

110882 

46487 

87 636 

108 942 

106 430 

122038 

171464 

76791 

166 357 

123659 

164746 

86166 

136 870 

1676802 

36912 

108 724 

97448 

40471 

70885 

93218 

86088 

103218 

147 -434 

64 118 

137 980 

99908 

139150 

70299 

120098 

«6 

-434 

449 

493 

530 

548 

541 

523 

522 

511 

535 

531 

587 

528 

575 

519 

2 &1nschhaßhch der 1111181'11elb .an 30 Tagen an den Unfal~olgen versiOibenen Personen 
3 Belnebe mrt im allgema11181120 und mehr Beschaft1g\Bn, ab Januar 1995 neue Betlchllkt81Ubgrenzung aulgrund neuer Syslemat1k. VergleiCil mtt davor1.egendan Za11tllumen mcht 

gegeben 
• ohne Umsetzalever 
5 Krefttahrzeuga mrt amlhc:hem Kennzeichen. ohne Bunclespost, Bundesbahn und Bundeswehr 
• lflschlteßhch Kom~tiOIIakraftwegen 
1 Bevolkerungsttand 31 1 2 1 995 

Anmerllung: Etne ausfuhrliehe Tabelle mll Kte1szahlen ersc:hefll f1 Heft 5 und 11 
Stallsbsches Landesamt Schleswtg-Holstem !111! StabStische Monatsheft.e!Zahlenbetlage 9/1996 11 



Zahlen 
für Bundes/linder 

fW;Ob'ung Arbeillmarld V.wbedandet ~ 

e..wctwwr .,., 31 12.1995 MMiittloM Ende Jul 19911 l<urzarbe .. all-Stellen s. baugewertllic::Mr Urnutzl 
mM-'1998 llunONWid 

Vetanden.rlg 1 

1000 1000 

-
" 

lledln-WIIrtlemberg 10 31i,4 • 0,5 355,1 
a.y.n 11e93,5 + 0,6 367,6 
Bef1in 3471,4 - 0,1 239,8 
8nlndenburg 2 542,0 + 0,2 182,8 

lltemen 6711,8 - 0,0 44.11 
HM\tlU'g 1 707,9 + 0,1 112,11 ......, 6009,9 + 0,5 235,3 
~Vcwpornmem 11123,1 - 0,5 143.0 ..... ~ 7 780,4 + 0,11 385,11 
fibdit• ...w.tt.len 17 893,0 + 0,4 830,7 
Rtw~Wnd-Pralz: 3977,9 + 0,7 149.4 
s-tlnd 1 0&4.4 + 0,0 52.0 

SC... 4586.6 - O,oC 317.0 
~ 2 738.9 - 0,7 232,0 

~ 2 725,5 + 0,6 110.2 
ThOmgen 2 503.11 - 0,6 1113,2 

~~ 81817,5 • 0,3 3 911,6 

Mlollwld-.:IL ..... 'ldei 
l.nd& lleltln-Wiut) 611342,0 + 0,5 2764,7 .... ~ 
(einldL hfln.OII) 15>475,5 - 0,4 1146,9 

Vorbereitende~ 
Hoch- und Tllllbeu 

~ ~Umutzl .,., 
8llldMird 

31031998 
mMan1996 

Ver-

1000 Mol DM 
lnderung1 

" 
~~ 132 1 505 - 23.6 
Bayern 1111 1706 - 34.8 
llerlln ·- ... ·-
8nlndenburg 83 526 - -40,2 

...._, ... - -· 
tWnburg ·- - ... ......, 76 902 - 12.3 
~-Vcwpornmem 44 327 - 44.11 

N~ 104 968 35.0 
Nor~ 199 2421 - 18,6 
~ oC7 500 . 12.3 
s-t.nd ... -- -
s.:t.... 111 1159 - 25.2 
~ 81 664 . 37,5 
~........, 41 347 - 30.9 
ThOmgen 54 450 - 30.11 

&marepub81 Deutlchl8nd - ... -
Nac:ln:lö:h 

Alte Bundellllndlt 
(IINChl 8«1on-w..t) ... - -
.... 8onclellancler 
(einlc:hl ller1IO-Oal) ... ... -
1 gegenOber VCII)Itnlmonal 
2 8eltllbe m~ 1m llllgem.._ 20 und rnel'r Baachllllglen 
3ohnelJm~ 
' Antall dee ~utzu em guamlen Um .. tz n% 
s n ~." md 9 und mel'r Balten 
• ~ten enclgUtlge, ~ Undlr 11011aufoge Zahlen 

12 

Mlll• Ende ICIIMIJgte 

Arbelltloaen-
JuU Juli 11111 

VettndeMlg 1 
q.IO!e 

1998 1996 31 051996 
Export-

M•ll DM quote' 

" 1000 1000 

+ e.s 8,1 37,3 47,6 1230 28976 32 
+ 11,5 7,3 30,9 59,6 1 201 291166 34 
+ 11,3 15,5 4,9 7,5 139 4464 1oC 
+ 9,0 15,9 11,1 8,6 92 1947 8 

+ 9,5 15,9 1,7 2.0 67 2243 44 
+ 5.3 11,5 2,2 5,9 112 7&40 13 
+ 9,4 9,4 13.2 22,3 509 12603 31 
+ 11.5 17,4 2.2 6,0 48 1042 9 

+ 10,0 12,0 9,5 36,2 553 16743 31 
+ 5,6 11,5 66.3 70,3 1591 417111 30 
+ 10,11 9.4 9,3 26,11 311 81169 42 
+ 5,2 12,5 3,2 4.4 1011 2405 36 

+ 10.3 15,6 15.0 17,11 203 3537 11 
+ 10,6 1U 10,3 11,11 110 2147 13 
+ 9.4 9,7 3.1 12,1 147 3749 24 

• 9.3 18,0 8,0 10,1 107 1979 16 

• 11.9 11,3 225,1 348,9 6528 1702>49 30 

+ 11,5 10,1 179,5 2111,7 5942 1590815 31 

+ 10,1 16,4 45,6 57,3 588 11154 12 

~ F~ ~mlP~ - m ll{ri 19911 Im Ma 19911 

Zahlder AnlcOnlle Obem8c:htungen l.W ... V~ 

~ 
~ 

m 
Ver- VII-

Man lnderung1 lnderung1 je 
1998 Anzahl Anzllhl Anzllhl 100~ 

" " 
6 7114 834 174 3037 425 - 4.4 3135 - 16,11 4248 138 
7202 1390017 5180834 - 3,1 5 0111 - 15,0 8971 137 
1904 241 932 578 248 - 11,0 1446 - 17,6 1767 122 
31143 179270 5491154 • 10,8 1 3114 - 5,1 1 &40 133 

107 45062 87181 + 3,2 265 27,0 320 121 
780 11111903 3-40 923 - 8,0 787 - 11,2 1033 131 

31111 835792 1 966 412 - 6,3 2241 13.7 3034 135 
1 513 210 509 6811866 • 2,1 91oC - 7.2 1 2>42 138 

3955 7522-40 2811862 - 3,3 3385 - 13,9 >4522 134 
11778 1 002 498 2901431 + 2,2 51169 - 22.11 76110 131 
2 6111 oC33031 1 504 017 + 11,7 1 582 - 8.6 2151 136 

565 43730 175 780 + 3.3 oC32 - 7,5 593 137 

5178 324 703 928980 + 17,1 1489 - 24,1 1950 131 
1261 160-409 417142 + 5.8 1245 - 8.8 1591 128 
1 esa 311573 1582119 . 13.9 12n - 14.2 1851 130 
1359 205555 595571 - 0,2 989 - 9 ,1 1333 135 

son1 7 059>418 23 30118115 - 1,9 32348 - 13,6 43017 133 

38211 5920247 19990400 - 3.2 25774 - 14.0 34 366 133 

14 518 1139 189 3 318485 + 8,1 6574 - 11 ,7 11851 132 

Stabstildles Landesamt Schleswig-Holsteln 111 Stabsbsclle Monatshefte/Zahlenbetlage 811 M 



Erläuterungen 

Die Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht 

aus dem Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck " Kreise " steht vereinfachend für 

"Kreise und kreisfreie Städte". 

Allen Berechnungen liegen die ungerundeten Werte 

zugrunde. 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der 

Teilzahlen entstehen durch unabhängige Rundung. 

Zeichenerklärung 

nichts vorhanden 

0 mehr als nichts, aber weniger als die 

Hälfte der kleinsten in der Tabelle 

dargestellten Einheit 

Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

Zahlenangaben lagen bei Redaktionsschluß 

noch nicht vor 

r berichtigte Zahl 

p = vorläufige Zahl 

s geschätzte Zahl 

X = Tabellenfach gesperrt, weil Aussage 

nicht sinnvoll 

I = Zahlenwert nicht sicher genug 

( ) = Zahlen haben eingeschränkte Aussagefähigkeit 

,; = entspricht 

Statistisches A~t ftir Harnburg 
und Schlesw1g-Holstein 

Bibliothek 
Standort Kiel 
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